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Das Rätſelraten.
Aus den Nebeln der Kanzlerkriſe tritt einſtweilen nur

ein Negatives in die Erſcheinung. Es ſteht ſo ziemlich feſt,
daß der neue Reichskanzler nicht aus den Reihen der Reichs-
tagsab geordneten entnommen werden wird. Das liegt nicht
etwa daran, daß im Reichstag keine geeigneten Per-
ſönlichkeiten zu finden wären. Was z. B. die ſozial-
demokratiſche Fraktion betrifft, ſo machen wir uns anhei-
ſchig, eine ganze Reihe von Perſönlichkeiten zu benennen,
die als Reichskanzler ganz gut zu brauchen wären vor-
ausgeſetzt natürlich, daß die politiſchen Vorausſet-
zun gen für eine ſozialdemokratiſche Reichskanzlerſchaft
gegeben wären. Auch im Zentrum und in der Fortſchritt
lichen Volkspartei gibt es natürlich eine ganze Reihe von
Männern, die an politiſchen Kenntniſſen und Fähigkeiten
dem jetzigen Reichskanzler bedeutend überlegen ſind.

Daß für die Ernennung eines Sozialdemokraten zum
Reichskanzler die politiſchen Vorausſetzungen nicht gegeben
ſind, iſt ſchon geſagt worden. Ein ſozialdemokratiſcher
Reichskanzler müßte für ſeine Regierung ein Mindeſtpro-
gramm aufſtellen, für das die bürgerlichen Parteien nicht
zu haben wären, er hätte alſo von vornherein keine Mehr-
heit. Es bliebe alſo die Wahl zwiſchen dem Zentrum und
der Fortſchrittlichen Volkspartei
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Macht zwiſchen den Parteien der Mehrheit iſt nach der
ſchen Verfaſſung ſchwer möglich, da nach ihr die

geſammelte Macht eben nur bei einem,
dem Reichskanzler, ruht und die Staatsſekretäre nur als
deſſen ausführende Organe erſcheinen. Dieſes Verhältnis
zwiſchen Reichskanzler und Staatsſekretären iſt freilich in
einer ſtändigen Umwandlung begriffen in der Richtung
zu einer ſelbſtändigen Verantwortlichkeit der Staatsſekre-
täre. Aber bei dèm verantwortlichen Reichsminiſterium,
das eine regelrechte Kabinettsbildung und Ausgleichung
der parteipolitiſchen Machtpoſitionen ermöglicht, ſind wir
noch uicht, und es iſt unmöglich, die gegebene Entwick-
lungsſtufe zu überſpringen.

So iſt es im höchſten Grade wahrſcheinlich, daß eine
außerhalb des Rahmens der Parteien und außerhalb
des Reichstags ſtehende Perſönlichkeit zum Reichskanzler
ernannt werden wird. Die Reichstagsabgeordneten kennen
nun einander ſehr genau und wiſſen, was ſie von dieſem
oder jenem ihrer Kollegen, falls er Reichskanzler würde, zu
erwarten hätten. Eine ebenſo genaue Kenntnis des Per-
ſonenkreiſes außerhalb des Reichstags fehlt ihnen aber. Und
auch die Preſſe, die ſich an dem Rateſpiel eifrig beteiligt,
kennt natürlich die außer parlamentariſchen Kanzlerkandi-
daten nicht ſo genau wie die führenden Parlamentarier,
deren politiſche Eigenart ſich in unzähligen mündlichen und
ſchriftlichen Aeußerungen widerſpiegelt. Unter ſolchen Um
ſtänden geſtaltet ſich die Kanzlerſuche recht beſchwerlich, und
es iſt zweifellos, daß die Perſonenkenntnis des Staatsober-
hauptes an der Löſung der Kriſé in nützlicher Weiſe mit-
wirken könnte.

Einen Kanzler, der wie dieſer Michaelis ganz
plötzlich aus der Piſtole geſchoſſen

kommt, will natürlich niemand. Nach dieſer Methode läßt
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Der ungeheure Bedarf an Menſchen, den dieſer Krieg
erfordert, hat im Jahre 1916 einen weitern Rückgang in
der Zahl der männlichen Mitglieder der Gewerkſchaften
verurſacht. Der Erſatz, der für die im Heeresdienſt ein
gezogenen Berufsarbeiter in die Betriebe eintritt, iſt viel
fach nicht gleich für die gewerkſchaftlichen Oraaniſationen
zu gewinnen. Der tiefſte Stand der Bewegung ſcheint gedo
am Ende des Jahres 1916 erreicht worden zu ſein. Von da
an ſetzt eine Zunga,h.me der männlichen Mitglieder und
damit eine Vermehrung des Geſamtmitgliederbeſtandes der
Gewerkſchaften ein.
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ſich die Regierungskriſe nicht löſen, wie das mißlungene
Exempel klärlich zeigt. Zunächſt muß ſich der Kaiſer bei
den Abgeordneten über die gegebene parlamentariſche Lage
orientieren, und dann kann er in dem ihm bekannten Per-
ſonenkreis einen Mann ſuchen, der ihm geeignet ſcheint.
Dieſer Mann wird dann, bevor er den Auftrag definitiv
annimmt, mit den Parteien in Fühlung zu treten haben
und ſich deſſen vergewiſſern, daß er mit ſeinem Regierungs-
programm auf eine tragfähige Mehrheit im Reichstag rech-
nen kann.

Die Parteien ſollen den Kaiſer in keiner Weiſe im
Zweifel darüber laſſen, was ſie ſachlich von dem neuen
Mann erwarten. Aber die Dinge ſtehen nicht ſo, daß ſie
einen Mann bezeichnen könnten, der Reichskanzler werden
müßte, der und kein andrer. Ein ſolcher Mann iſt eben
nicht da. Ganz abgeſehen davon, daß es entſchieden ein
revolutionärer Akt wäre, wenn der Reichstag ſelber den
Reichskanzler beſtimmte und dem Kaiſer nur das formule
Recht der Ernennung überließe. Daß die Sozialdemokratie
vor einem ſolchen Vorgehen, falls die Umſtände entſprechend
lägen, nicht zurückſchrecken würde, darf man wohl anneh-
men. Aber weder liegen die Umſtände ſo, noch liegt die Be-

es Kanzlers aus eigner Macht im Rahmen dez
das ſich a Bürge lig n und Sozialdemo-
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Mehrheitsparteien auſſrte, ihm eine ihnen geeignet er-
ſcheinende Perſönlichken benennen. Einer ſolchen Auff-
forderung würden ſich e Parteien dann nicht entziehen
können. Aber um ihr Rächzukommen, dazu wären neue Be-
ratungen und neue Fühlungnahmen mit Perſönlichkeiten,
die für die Kanzlerſchaft allenfalls in Betracht kommen
könnten, notwendig. Uebers Knie brechen läßt ſich eine
ſolche Sache nicht.

Für eine gedeihliche Entwicklung der innern Verhält-
niſſe dürfte es indes genügen, wenn die Ernennung des
Reichskanzlers durch Zuſammenwirken von Krone und Par-
lament erfolgt, und wenn dabei die Tatſache zur Anerken-
nung gelangt, daß in Zukunft nur ein Kanzler möglich iſt,
der das ausgeſprochene Vertrauen der Volksvertretung
beſitzt.

Die Zahl der Männer, die als Kandidaten genannt
werden, hat ſich vom Montag auf den Dienstag wieder um
einige vermehrt. Man nennt den Staatsſebretär Dr. Solf
und den Prinzen Max von Baden. Auch vom bayriſchen
Miniſterpräſidenten Grafen von Hertling iſt wieder die
Rede. Nur einen Parlamentarier nennt man nicht. Und
das iſt auch ein Armutszeugnis, das die bürgerlichen Par-
teien des Reichstags ſich ſelber ausſtellen.

Das Berliner Zenkrumsorgan „Germania“ ſchreibt in

der Kaiſer die Vertreter der

ſeiner Morgenausgabe vom Mittwoch: „Als feſtſtehend kann
heute gelten, dem EKutlaſſungsgeſuch desStaatsſekretärs der Märine vön Capelle aller Voraus-
ſicht nach keine Folge gen werden wird. Was die
Stellung des Kanzlers angeht, ſo liegt die Entſcheidung
ausſchließlich beim Kaiſer, und aus dieſem Grunde können
alle darüber an dies Oeffentlichkeit gebrachten Mitteilungen
lediglich auf Vermutungen bernhen. Vorausſichtlich werden

daß

wärts. Es betrug
Schluß des erſten Quartals
des zweiten Qnuartals 1076 493. Das iſt ein
Mehr von 141 709 Mitgliedern gegenüber der
Schlußzahl des Jahres 1916. Beachtenswert iſt, daß an die-

die nächſten Tage die allgemein als dringend bezeichnete
Klärung bringen.“

Zu dem Kapitel der Kanzlerſuche ſchreibt
„Vorwärts“:

Es iſt in dieſem Augenblick weder bekannt, wer das
Erbe des Dr. Michaelis antreten, noch mit welcher Mehr-
heit der Nachfolger regieren wird. Von einer gewiſſen
Seite, deren Sprachrohr die alldeutſche „Tägliche Rund-
ſchau“ iſt, werden krampfhafte Verſuche gemacht, eine neue

Mehrheit unter Ausſchluß der Sozialdemokratie
zuſtande zu bringen. Zentrum und Volkspartei ſollen ſich
zu dieſem Zweckè mit Konſervativen und Nationalliberalen
vereinigen.

Rein poarteitaktiſch betrachtet, würde das Gelingen
dieſer Verſuche für die Sozialdemokratie die Be
freiung aus der ſchwierigſten Situation
bedeuten, in der ſie ſich jemals befunden hat. Es iſt doch
eine Kinderei anzunechmen, die Partei erſtrebe aus Partei-
intereſſe die Einführung des parlamentariſchen Syſtems
und ihre Teilnahme. an der Verantwortlichkeit. Käme heute
ein bürgerlicher Block zuſtande, der die Verantwortung
übernähme und der Sozialdemokratie die angenehme
Rolle der Kritikerin überließe, ſo wäre damit ein

ätti Sozialdemokratie bei den erſten

heute der

Frièdenswahlen geſichert.
Und doch wäre es Kurzſichtigkeit, zu wünſchen, daſ;

Michaelis im Amte bleibe oder durch einen Mann nach
dem Herzen der Rechten erſetzt würde, oder daß die Mehr
heit zerfiele und eine andre an ihre Stelle träte.

Jm Jntereſſe des Landes
und im Jntereſſe des Friedens iſt der Fortſchritt zum
parlamentariſchen Syſtem und die Ernennung
eines Kanzlers, der ſich auf die Mehrheit des 19. Juli ſtützt,

notwendig.
Die Sozialdemokratie iſt darum bereit, alles zu tun,

um die gegenwärtige Kriſe zu der Löſung zu bringen, die
das Volksintereſſe fordert. Bleibt dieſe Löſung ans, ſo
wird das nicht ihre Schuld und, aus rein parteipolitiſchem
Geſichtspunkt, auch nicht ihr Schaden ſein. Sie wird dann
mit dem guten Gewiſſen, ihre Pflicht getan zu haben, ihre
alte Kampfſtellung wieder beziehen und in der Oppoſi-
tion, wie das ihren Ueberlieferungen entſpricht, die
Volksintereſſen weiter vertreten. Jn dieſem
Sinne erwarten ſie ruhig, was aus der Gärung dieſer
Tage werden wird. Sie iſt auf alle Fälle gefaßt, für alle
Fälle bereit.

Daß Herr Michaelis ſein Abſchiedsgeſuch eingereicht
habe, iſt aber bisher nicht gemeldet worden. Jm Gegenteil
deutet eine amtliche Nachricht darauf hin, daß vorläufig nur
das vom Reichstag beſchloſſene Programm der Teilung der
Reichsämter ohne weitere Perſonalverändè-
r un gen dürchgeführt werdew ſoll.

Man muß daraus nicht, kann aber daraus ſchließen,
daß die Kriſe bis zum Wiederzuſammentritt des Reichstags
Anfang Dezember in Schwebe bleiben ſoll. Für
dieſen Fall darf man auf das weitere Verhalten der Fort-
ſchrittlichen Volkspartei und des Zentrums geſpannt ſein.

ten im Jahre 1916

Mitgliedern erreichte bereits am Schluſſe des Jahres 1915
mit 169 907- den tiefſten Stand. Jm Laufe des Jahres
19t6 ſtieg dann die Mitgliederzahl- auf 197 008, und am.
Schluſſe des 2. Quartals 1917 hatten die Zentralverbände
256 196 weibliche Mitglieder, 42 179 mehr als vor Kriegs-
ausbruch.

Die ſeit 1916 eingetretene erfreuliche Vermehrung des
Mätaliederbeſtandes der Gewerkſchaften überſteigt die Er-



wartungen und berechtigt zu der Hoffnung, daß es trotz
aller Schwierigkeiten weiter anufwärts mit der Gewerk
ſchaftsbewegung gehen wird.

Die Hinderniſſe ſind nicht gering. Schwer empfinden
die Gewerkſchaften den Verluſt der Vertrauensleute, die in
kleinern Orten die Zweigvereine in mühevoller Arbeit
ohne Entzchädigung, aufrechterhielten. Dieſem Verluſt iſt
wohl die Verminderung der Zahleder Zweigvereine der Ver-
bände zuzuſchreiben, die von 1914 bis Jahresſchluß 1916
von 11 107 auf 9868 ſank, ſich alſo um 2439 verminderte.
Auck die Zahl der beſoldeten Gewerkſchafts-
bermten iſt in den drei Kriegsjahren erheblich gerin-
ger geworden. Sie ging von Mitte 1914 bis Ende
1916 von 2867 auf 1269, um reichlich die Hälfte, zurück;
1593 Angeſtellte wurden bis 1916 zum Heeresdienſt einge-
zogen. Beim Entzug ſo vieler Kräfte iſt es ſchwierig, den
Organiſationsapparat aufrechtzuerhalten. Dabei muß im-
mer wieder betont werden, daß die Arbeitslaſt der Funktio-
näre während des Krieges erheblich gewachſen iſt. Zu der
Fürſorge für die Familien der Kriegsbeſchädigten, den Ar
eiten bei der Reglung der Nahrungsmittelverteilung ſind

die durch das Hilfsdienſtgeſetz bedingten hinzugetreten. Die
Löſung des Konflikts zwiſchen Unternehmern und Arbei-
tern erfordert heute bei der Art des Verhandlungswegs oft
mehr Zeit und Arbeit als in Friedenszeiten.

Die Einnahmen der Verbände ſind, wie erklärlich,
während des Krieges ſtark zurückgegangen. Sie betruzen
1913 82005 580 Mark. 1914 70871 954 Mark, 1915
11 503 227 Mark, 1916 34 027 248 Mark. Aber auch die
Ausgagben haben ſich ſtark vermindert. 1914 betrugen
ſie noch 79 547 272 Mark, ſie waren noch um 4 Millionen
höher als 1913, da mit Kriegsausbruch die Gewerkſchaften
erhebliche Koſten an Unterſtützungen zu tragen hatten.
Wurden doch in dieſem Jahr allein an Arbeitsloſenunter-
ſtützung 23 718 902 Markt verausgabt. Das Jahr 1915 ver-
zeichnet eine Ausgabe von 34 938 864 Mark und im Jahre
1916 betrug ſie nur 30 074 048 Mark. Bedeutend zurück

Neue Verſenkungen.
Der Admiralſtab gibt bekannt:
Neue N-Boot- Erfolge im Aermelkanal und in

der Nordſee: Drei Dampfer und zwei Segler. Die drei
mittelgroßen Dampfer, die alle beladen waren, wurden von
einem U-Bvoot innerhalb 414 Stunden aus drei geſicherten
Geleitzügen herausgeſchoſſen. Die verſenkten beiden Segler
hatten Grubenholz für England geladen.
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Großkampftag in Flandern.
Die halbamtliche, den letzten Tagesbericht ergänzende Dar-

ſtellung der Kriegslage bringt folgende Schilderung:
Der 22. Oktober gehört zu den Großkampftagen der

flandriſchen Schlacht und darf durch den glänzenden
Sie g, den die deutſchen Truppen in zähem Ringen mit dem über-
legenen Gegner errungen haben, zu den Ehrentagen der deutſchen
Flandernkämpfer gezählt werden.

Nach Htägiger Pauſe haben die Engländer wiederum rund
100 000 Mann durch den mit engliſchem Blüte getränkten
flandriſchen Sumpf gegen unſre Front in den ausſichtsloſen Kampf
getrieben. Auch Franzoſen mußten ſich an dieſem neuen, völlig
mißglückten Großangriff beteiligen.

Nach dem planmäßigen Zerſtörungsfeuer der letzten Tage
ſchwoll in der Nacht zum 22. Oktober das feindliche Feuer unter
größtem Munitionseinſatz zum Trommelfeuer an und ging in den
frühen Morgenſtunden zum wildeſten Feuerſtoß über.
Kurz darauf brachen engliſche und franzöſiſche Sturmkolonnen mit
ſtarken Reſerven zwiſchen Dragibank und Poelcapelle, nördlich
Pasſchendaele und beiderſeits Gheluvelt zum Angriff vor. Jhr
Ziel lag nach aufgefundenen Befehlen 2'bis 210 Kilometer hinter
unſrer vordern Linie. Neun Diviſionen waren hierzu angeſetzt.
Jn die feindlichen Maſſen ſchlug verheerend das Sperr- und Ab-
wehrfeuer unſrer Artillerie und Maſchinengewehre und mähte
die Anſtürmenden reihenweiſe nieder, während die
tiefgeſtaffelten feindlichen Reſerven von dem flankierenden Feuer
der Batterien unſrer nicht angegriffenen benachbarten Fronten
vernichtend gefaßt wurden. 5

Den im erſten Anſturm am Südrande des Houthoulſter
Waldes tiefer in unſre Abwehrzone eingedrungenen Gegner traf
alsbald mit ungeſtümer Wucht der deutſche Gegenſtoß, der
den Feind unter ſchwerſten Verluſten zurückwarf. Fünf Offi-
ziere und 100 Mann fielen lehend als Gefangene in unſre Hand.
Starke Reſerven, die der Feind rückſichtslos hier in den Kampf
warf, zerſchmolzen in unſerm Feuer und vermochten die Ein-
bruchsſtelle, die auf 1200 Meter Breiten an der tiefſten Stelle
300 Meter beträgt, nicht zu erweitern. Bei Poelcapelle verſuchte
der Gegner in mehrfachen erbitterten Angriffen, Gelände zu ge-
winnen. Dort wurden unſre vorderen Trichterlinien voll behaup
tet oder im Gegenſtoß zurückerobert, während Maſſen-
an griffe beiderſeits von Gheluvelt in unſerm vernichtenden
Feuer nicht einmal bis an unfre Hinderniſſe vorgetragen werden
konnten.

Bis zum ſpäten Abend dauerten die wilden Kämpfe,
in denen die Engländer wiederum ungeheure Verluſte erlitten,
die ſich dadurch noch erhöhen, daß bereits vor dem Angriff wieder-
holt Bereitſtellungen des Gegners und dicht aufgefüllte feindliche
Gräben von unſerm Vernichtungsfeuer gefaßt worden waren.

Den kataſtrophalen Mißerfolg dieſes neuen
Großkampftags verſuchen die Engländer der Welt dadurch zu ver
bergen, daß ſie in ihrem Bericht vom 22. Oktober 10 Uhr 24 Min.
abends die Kämpfe des Tages als kleinere Unternehmungen be-
zeichnen. Der Maſſeneinſatz der feindlichen Kräfte, die weitge-
ſteckten Angriffsziele, die tagelange ſchwere Artillerievorbereitung
beweiſen hier aufs neue die Unwahrhaftigkeit der engliſchen Be
richte. t

Die in ſo vielen Großſchlachten bewährte deutſche Flandern-
armee hat wiederum einen vollen glänzenden Sieg errungen
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Die Rüſtungen Amerikas.
Jm Berner „Bund“ finden wir

lionen Soldaten zur Ueberführung nach Europa bereit ſein, und

Millionen Pfund Sterling 584 Milliarden Frant) veran

eine Korreſpondenz aus
London, in welcher Auslaſſungen des ameritaniſchen Borſchafters

ging die Arbeitsloſenunterſtützung, und zwar von 3 485 423
Mark im Vorjahr auf 449 433 Mark im Berichtsjahr. Da-
gegen ſtieg die Ausgabe für Krankenunterſtützung von
2 425 033 Mark auf 36614 592 Mark. Für Lohnbewegungen,
Streike und Ausſperrungen wurden 175 529 Mark, für
Unterſtützung in Notfällen 303 066 Mark. für Unterſtützung
an Familien von Kriegsteilnehmern 5 992 064 Mark (1915 trug
8 074 085. Mark), für Beihilfe in Sterbefällen 1 266 799
Mark verausgabt. Obſchon die Verbandsorgane 1916 noch
unter größern Einſchränkungen als im, Vorjahr erſchienen,
ſtieg die Ausgabe dafür von 1 225 165 Mark auf 1 246 201
Mark, was den erhöhten Druck- und Papierpreiſen zuzu
ſchreiben iſt. Der Kaſſenbeſtand der Verbände betrug am
Schluſſe 1916 67 829 137 Mark, darunter fehlt jedoch das
Vermögen des Metallarbeiterverbandes.

Gleich den Zentralverbänden haben auch die Hirſch
Dunckèrſchen Gewerkvereine im Jahre 1916 einen wei-
tern Mitgliederverluſt erlitten. Jhre Zahl ging von
61 068 im Jahre 1915 auf 57 766 im Jahre 16 zurück. Die
Geſamteinnahme betrug 1 753 387 Mark, 146 483 Mark
weniger als 1915, und die Geſamtausgabe belief fich auf
1 672 232 Mark; ſie iſt um 186436 Mark höher als im
Voriahr.

Der Geſamtverband der chriſtlichen Gewerkſchaften
berichtet, daß die Jahresdurchſchnittsziffer des Mitglieder-
beſtandes einen Rückgang von 1837, Mitgliedern aufweift.
Am Jahresſchluß wäre jedoch eine Mitgliederzunahme von
16 482, von 162 425 auf 178 907, zu verzeichnen. Dieſe Zah-
len werden jedoch beeinflußt durch den im Jahre 1916 er-
folgten Zutritt von zwei weitern Organiſationen, den Ver-
band der Angeſtellten mit 357 und den Bayriſchen Poſtver-
band mit 10874 Mitgliedern. Die Geſamteinnahmen der
chriſtlichen Gewerkſchaften beliefen ſich 1916 auf 3 231 432
Mark gegen 3317847 Mark im Vorjahr. Die Ausgaben
verringerten ſich von 3 505 807 Mark 1915 auf 2901 243
Wark 1916.

öffnung des Neubaues am Allgemeinen Krankenhaus in der Jn-
duſtrieſtadt Leeds eine Rede gehalten, in der er, dem allgemei-
nen Wunſch entgegenkommend, Auskunft gab über den Stand
der amerikaniſchen Kriegsrüſtung en.

10 Millionen Männer zwiſchen 21 und 31 Jahren ſind in die
Retrutentafeln eingetragen worden und eine weitere Aushebung
wird, wenn nötig, ſtattfinden. Jn kurzer Zeit werden 132 Mil-

Anfang des nächſten Jahres werde eine gleiche Zahl nachfolgen.

insgeſamt

Die drei Organiſationsgruppen Se an Ge
werkvereine und chriſtliche hatten 19r6

1 187953 Mitglieder gegen
1383 582 im Jahre 1915. Der Mitgliederverluſt beträgt
195 629. Vie Einnahmen beliefen ſich auf 39 012 067 Mark
die Ausgaben auf 34 647 623 Mark. Der Kaſſenbeſtand be

76 652 189 Mark. Hierbei fehlt, wie ſchon bemerkt,
der Beſtand des Metallarbeiterverbandes.

Jn der finangiellen Leiſtungsfähigkeit find die Zen-
tralverbände den beiden andern Organiſationsrichtungen
weit überlegen. Dieſe Tatſache drückt ſich nicht nur in den
numeriſch größern Einnahme- und Ausgabeſunnmen aus,
ſondern tritt auch hervor bei dem Anteil, der auf jedes Mit
glied von den Ausgaben für Unterſtützung entfällt. Es ver-
ausgabten für alle Unterſtützungszweige einſchließlich derAsgabe für Rechtsſchutz die Zentralverbände 13 457 310

Mark oder pro Mitglied 14,08 Mark, die Gewerkvereine
88 950 Mark oder pro Mitglied 1,54 Mark, die chriſtlichen
Gewerkſchaften 1049 716 Mark oder pro Mitglied 6,02

ark.

Die Gewerkſchaften haben auch im dritten Kriegsjahr
die Politik verfolgt, die ſie bei Kriegsbeginn einſchlugen.
Sie läßt ſich in die alte Formel kleiden: „Sicherung der
Intereſſen der Arbeiterklaſſe.“ Allerdings, Vorausſetzun-
gen und Bedingungen für die Erreichung dieſes Zweckes
ſind andre als in Friedenszeiten. Ohne Uebertreibung kann
man ſagen, daß der Einfluß der Gewerkſchaften im Laufe
des Krieges gewachſen iſt. Sie haben ſich damit als eine
wirtſchaftliche Kraft erwieſen. Daß ihr Mitgliederbeſtand
und ihre Einnahmen um die Hälfte verringert ſind als im
Jahre vor dem Krieg, iſt dine ſo ſelbſtverſtändliche Erſchei
nung, die nicht erſt erklärt zu werden braucht. Die Prü-
fung der Ergebniſſe der Statiſtik zeigt, daß die Gewerk-
ſchaften nach dreijähriger Kriegsdauer ihre Aufgaben genau
ſo zu erfüllen vermögen wie zu Kriegsbeginn.

Was der Krieg bringt.
auf dieſes Land irgendwie ernſthafte Wirkung ausüben zu kön-
nen. Ebenſo im Fall Jtalien, wo es fich nicht lohnen
würde, ſo viel Geld auszugeben.“

Auf eine Ankündigung Bernſtorffs, daß eine Perſon mit
einem Paß auf den Namen Saint Régis zur Anknüpfung von
Beziehungen mit dem deutſchen Auswärtigen Amt auf der dernt-
ſchen Geſandtſchaft in Bern erſcheinen werde, drahtet Jagow:
„Die in Jhrem Tlegramm vom 20. März angekündigte Perſon
hat auf unſrer Berner Geſandtſchaft noch nicht vorgeſprocher.

An Vorſchüſſen hätten die verbündeten Mächte bereits 600 Mil
lionen Lſtr. 12 Milliarden Mark) erhalten. Obgleich Ameri-
kas Geldmittel nicht unerſchöpflich ſind, ſeien die Vereinigten
Ftaaten im Verein mit Großbritannien imſtande, das finanzielle
Gleichgewicht der Entente zu ſichern.

Die amerikaniſchen Marineoffiziere betlagen ſich darüber,
daß ſie nicht oft genug mit dem Feind in Berührung kommen;
doch werde die Gelegenheit ſich darbieten, wenn es ſich darum
handle, amerikaniſche Truppen und Kriegsvorräte nach Frank-
reich zu ſchaffen. Für den Luftdienſt ſeien bereite 20 000
Flugmaſchinen in Ausführung, und 100 000 Flieger wer-
den ausgebildet. Maſchinen und Flieger werden mit möglichſter
Eile bereitgeſtellt. Den Ausſagen der Sachverſtändigen zufolge
werde der Krieg in der Luft gewonnen werden. Jn dieſem Falle
werde der Ausgang des Krieges nicht zweifelhaft ſein. Dafür
wird Amerika ſorgen.

Sicher iſt, daß auch auf andern Gebieten die Regierung der
Vereinigten Staaten die größtmögliche Anſtrengung macht, den
Krieg zu gewinnen. So meldet Daniels, der Marineſekretär,
daß Pläne für den Bau von 787 Kriegsſchiffen in Vor-
bereitung ſind, von Superdregdnoughts bis zu Jandſchiffen gegen
Unterſeeboote. Die Koſten dieſer Kriegsſchiffe werden auf 230

ſchlagt. Die neuen Zerſtörer ſollen die ſchnellſten und furcht
barſten Kriegsſchiffe ihrer Art ſein.

v

BoloPaſcha.
Die Auslandspreſſe iſt zurzeit ſtark beſchäftigt mit einer

Affäre, die in Frankreich ſpielt und über die das deutſche Volk
leider nur wenig erfährt; es iſt die Affäre Bolo-Paſcha, die dem
feindlichen Ausland Anlaß gibt, wieder einmal in lebhafter Ent-
rüſtung gegen Deutſchland zu arbeiten.

Um was handelt es ſich? Der amerikaniſche Staatsſekretär
Lanſing hat neue „Enthüllungen“ gemacht. Er hat einen radio-
telegraphiſchen Depeſchenwechſel zwiſchen dem ehemaligen deut-
ſchen Botſchafter in Waſhington, dem Grafeß Bernſtorff, und dem
deutſchen Staatsſekretär des Auswärtigen veröffentlicht, aus wel
chem der Beweis geführt werden ſoll, daß Bolo- Paſcha neun
Millionen Mark vom Auswärtigen Amt in Ber-
lin durch Vermittlung der Deutſchen Bank erhalten hat.

Am 286. Februar 1916 drahtete Bernſtorff: „Habe direkte
Jnformationen aus durchaus glaubwürdiger Quelle über eine
politiſche Aktion erfahren, die die Organiſation zur Herbei-
führung der Friedens in den feindlichen Ländern zum

Haben Sie etwas Neues über Bolo?“
Ergänzt wird dieſer Depeſchenwechſel durch die Ausſagen

des Direktors der Neuyorker Bank Amſink K Ko., von Havenſtedt,
der den Mittelsmann zwiſchen Bernſtorff und Bolo geſpielt hatte
und bei ſeiner Vernehmung dürch den aunerikaniſchen Juſtiz
miniſter folgendes ausſagte: Er habe, als Bolo ihm ſeine Geld-
not klagte, ihn auf den deutſchen Botſchafter aufmerkſam gemacht
und nach empfangenem Auftrag ſich mit Bernſtorff in Verbin-
dung geſetzt, der ihn nach Waſhington beſchied und ihm hier er-
klärte: „Es wäre eine große Sache für uns Deutſche, wenn wir
den Ton der öffentlichen Meinung in Frankreich ändern und ſie
in naher Zukunft zu einer friedlichen Löſung beſtimmen könn
ten.“ Etwas ſpäter ſei Bernſtorff nach Neuyork gekommen und
habe in Ritz' Hotel mitgeteilt, die Sache ſei zu wichtig, un ſie zu
verabſäumen, und er habe ſich deshalb entſchloſſen, das Geld vor-

zuſtxecken. Bolo erhielt darauf von Havenſtedt das Geld und
überreichte ihm einen Brief, worin er verſicherte, daß er als
Garantie für die Rückgabe alle ſeine Aktien des Pariſer „Jour-
nal“ bei einer Bank deponieren werde. Der Generalſtaatsanwalt
des Staates Neuyork, Morton Lewies, fügt hirzu, daß Graf
Bernſtorff während des Krieges im ganzen 250 Millionen Frank
bekommen habe und wirft die Frage nach der Verwendung dieſes
Geldes auf.

Dieſe Dokumente wurden in Guſtave Hervés „Victoire“ vom
9. Oktober veröffentlicht und erregten in Frankreich und über
deſſen Grenzen hinaus ungeheures Aufſehen. Zunächſt fragt es
ſich natürlich, was an der ganzen Geſchichte Wahres iſt. Dazu
wird von zuſtändiger Seite bekanntgegeben: „Die Perſönlichkeit
BoloPaſchas iſt dem Grafen Bernſtorff in Waſhington nicht be
kannt geweſen, ja nicht einmal der Name. Ferner ſteht feſt, daß
die vermittelnden Bankleute dieſen niemals erwähnten, und daß
der Paſſus in dem von Lanſing veröffentlichten angeblichen Tele-
gramm des Staatsſekretärs v. Jagow an den Grafen Bernſtorff,
der da lautet: „Haben Sie etwas Neues über Bolo“ ein fal-
ſcher iſt.

Jn Frankreich begann ſofort nach der Veröffentlichung der
Dokumente eine Jagd nach dem Schuldigen. Auch in Jtalien hat
der BoloSkandal eine gewaltige Erregung hervorgerufen, weil
auch italieniſche Politiker in ihn verwickelt ſein ſollen. Zurzeit
iſt in Rom eine franzöſiſche Unterſuchungskommiſſion
tätig.

Mit den neuſten „Enthüllungen“ hat die Entente wieder
einmal verſucht, die nach Frieden ſchmachtenden Völker für den
weitern Krieg aufzupeitſchen. Erfolg wird ſie damit ſchwerlich
haben; dazu iſt auch in den VPierverbandsländern die Kriegs

m

Zwecke hat. Eine der hervorragendſten politiſchen Perſönlich-
keiten des in Frage ſtehenden Landes ſuche eine Anleihe von
1 700 000 Dollar in Neuyork aufzunehmen, für welche Sicherheit
gegeben werden wird. Es iſt mir nicht erlaubt, den Namen die
ſer Perſönlichkeit ſchriftlich mitzuteilen.“ Jagow gab ſeine Zu
ſtimmung, aber nur unter der Bedingung, daß die Friedensaktion
ein ernſtes Unternehmen iſt, und bemerkt noch beſonders: „Wenn
feindliches Land Rußland iſt, befaſſen Sie ſich nicht mit die-

Page wiedergegeben werden. Dr. Page hat anläßlich der Er- ſer Angelegenheit, denn genannte Eumme wäre zu gering. um

e De e e

müdigkeit zu groß.
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Beamte und Vaterlandspartei.
Der preußiſche Miniſter des Jnnern hat ſich in einem

Erlaß vom l. r mit der Stellung der Beamten zur
Vaterlandspartei beſchäftigt und darin entſchieden, „daß
den Beamten meines Reſſorts, insbeſondere den politiſchen

Beamten wie jedem andern Staatsbürger, der Beitritt zu
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dieſer Partei freiſtehe, daß es aber unerwünſcht ſei, wenn
ſie in Wort und Schrift für ihre Beſtrebungen einträten“.

Nach einer Meldung der „Kreuzzeitung“ ſoll nun auch
der Kultusminiſter dieſen Erlaß übernommen haben. Dies
wird jedoch von zuſtändiger Seite als unzutreffend bezeich-
net. Das genannte Blatt ſpricht die Anſicht aus, daß der
Erlaß nicht aufrechterhalten bleiben könne, und ſagt u. a.:
Die Regierung müſſe ſich anders zu den Parteien ſtellen,
deren Beſtrebungen ſich mit den ihren decken, als zu denen,
die ſich in gegenteiliger Richtung betätigen.

Das iſt der bekannte konſervative Standpunkt, wonach
die Beamten für die Politik der Konſervativen zu wirken
haben, währenddem ſie amtlich wie außeramtlich alle andern
Parteien bekämpfen müſſen.

x

Die Verſchleppung der Wahlreform.
Die reaktionären Parteien haben allem Anſchein nach

ein ganzes umfaſſendes Verſchleppungsprogramm aufge
ſtellt, um die Erledigung der Wahlreform zu verzögern.
Zunächſt ſoll im Abgeordnetenhaus, wie ſchon mitgeteilt,
die Frage der .Volksernährung ſowie die der Kohlenverſor-
gung auf das gründlichſte erörtert werden. Dann erſt
würde mit ebenſo großer Gründlichkeit an die Wahlreform
heranzutreten ſein.

Jn der Liberalen Correſpondenz“ wird nun von einem
Abgeordneten der Fortſchrittlichen Volkspartei über neue
tünſtliche Hinderniſſe geſchrieben. Danach ſollen das Wahl
recht zum Preußiſchen Abgeordnetenhaus die Zuſammen-
ſetzung der Erſten Kammer, die Wahlkreiseinteilung, die
Verſtärkung der Etatsrechte des neuen Herrenhauſes, viel-
leicht ſogar die Reform der Handelskammern in ein Mantel-
geſetz zuſammengefaßt werden, ſo daß eins von den andern
nicht mehr zu trennen iſt. Diejenigen Parteien, die das
gleiche Wahlrecht wollen, ſollen dadurch gezwungen werden,
ein reaktionäres Herrenhaus und andres mit in den Kauf
zu nehmen. Da nun dieſe Fülle von Entwürfen und Para-
graphen auch noch einer einzigen Kommiſſion zur Beratung
zugewieſen werden ſoll, ſo kann es nach Anſicht des Ver
faſſers Herbſt 1918 werden, ohne daß die Vorlage fertig ſei.
Und dann kommt erſt das Herrenhaus an die Reihe, um
ſeinerſeits die Vorlagen zu beraten,

Es wird mehr und mehr Sache der Reichstagsmehrheit,
die preußiſche Wahlrechtsreform in Fluß zu bringen durch
geeigneten Druck auf die Reichsregierung.

Arbeit ſchändet nicht.
Da viele Millionen Arbeiter im Felde ſtehen und ſomit

der Arbeit daheim entzogen ſind, ſo müſſen alle noch ver-
ſügbaren Kräfte herangezogen werden, um das Wirtſchafts
getriebe aufrechterhalten zu können. Frauen, Jugendliche
und auch Kinder müſſen angeſtrengte Erwerbsarbeit leiſten,
bei Herſtellung von Munition, in der Jnduſtrie, Verkehr
und Land wirtſchaft. Die Opfer an Geſundheit und Leben,
die Frauen und Mädchen hierbei bringen, ſind nicht gering;
in ihrer ganzen Größe werden ſie ſich erſt nach Beendigung
des Krieges feſtſtellen laſſen.

Pflicht und Not zwingt die Angehörigen des Arbeitoer-
ſtandes, gefahrvolle Arbeit auf ſich zu nehmen. Die gezahl-
ten Kriegsunterſtützungen ſind zu gering, um bei der herr-
ſchenden Teurung davon leben zu können. Kriegerwitwen
müſſen dem Verdienſt nachgehen, wenn ſie nicht verhungern
wollen; denn von 400 Mark Hinterbliebenenrente kann keine
Frau leben. Aber auch die meiſten Kriegerfrauen, von
denen viele den Ehemann und erwachſene Söhne im Felde
haben, müſſen zur Erwerbsarbeit greifen, wenn es zur Be
ſtreitung des Lebensunterhalts reichen ſoll. Ob da-
heim die Wirtſchaft verlottert und die erziehungsbedürf-
tigen Kinder der leitenden und ſchützenden Hand der Mutter
entbehren, danach wird nicht gefragt. Die ſatte Moral und
auch die bürgerliche Preſſe begnügt ſich damit, die Ver-
rohung der Arbeiterjugend zu dokumentieren und ſtrenge
Maßnahmen dagegen zu fordern.

Sucht eine Kriegerfrau um ein paar Mark Unter-
ſtützung nach, da wird ein peinliches Verhör angeſtrengt,
warum ſie nicht auf Arbeit geht; alle Regiſter werden dabei
gezogen, um ſie ſo weit zu bringen, daß ſie anſtatt Unter-
ſtützung Arbeit nimmt. Kinderhorte ſind eingerichtet
worden, damit ja die Arbeiterfrau in die Fabrik gehen kann.
Das Vaterland fordert, daß alle dazu Fähigen Arbeit

leiſten. nWenn dies wirklich der Fall iſt, dann ſoll man doch die
Arbeitspflicht einführen, aber für alle, ohne
Unterſchied des Vermögens und der Klaſſen-
zugehörigkeit. Jn jeder größern Stodt gibt es tau-
ſende Bürgertöchter, die im Nichtstun die Zeit verbringen.
Arbeit ſhändet nicht! Wird die Arbeit ſo nötig ge-
braucht, ſo ſtecke man doch auch die Bürgertöchter
in die Munitionsfabriken oder dorthin, wo ſon-
ſtige Heeresarbeit geleiſtet wird, und halte ſie dort zum
Arbeiten an.

Wenn ſchon, denn ſchon! Auch viele Bürgeèr-
frauen ſind abkömmlich, zum mindeſten ſo gut wie die
Arbeiterfrauen. Werden die Arbeiterfrauen durch Höher-
hängen des Brotkorbs zur Arbeitsleiſtung gezwungen, dann
keine Ausnahmen gemacht, ſondern alle herangeholt und
alle fühlen gelaſſen, wie anſtrengend Arbeit ſchmeckt.

GüterKettenhandel.
Das „Laubaner Tageblatt“ ſchreibt: „Dieſer Tage

wurde das 300 Morgen große Freigzut in NiederThie
mendorf von dem Fabrikbeſitzer Frieſe in Kirſchau i. Sa. er
worben. Das Gut wurde von dem urſprünglichen

Schwiegerſohn verkauft. Dieſer trat es im Jahre
1913 an den Beſitzer Reuleaux aus Wilhelmsdorf am Grö-
ditzberge für 135 000 ab, verdiente alſo daran 35 000
Mark. Reuleaurx behielt das Gut bis zum Herbſte 1916 und
verkaufte es dann mit einem Gewinn von 23000
Mark für 158 000 Mark an den Beſitzer Adolf Richter.
Richter hatte das Gut noch nicht ganz ein Jahr im Beſitz, als
es für 170 000 Mark in das Eigentum des Fabrikbeſitzers
Frieſe in Kirſchau (Beſitzer des Ritterguts Logau) überging.
Richter hatte mithin in knapp einem Jahre an dem
Gute 12 000 Mark verdient. Die Wertſteigerung
u betrug in einem Zeitraum von 15 Jahren 70 Pro
zent.“

Je höher die Güterpreiſe, um ſo höher müſſen natür-
lich die Preiſe der landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe ſtehen,

wenn die Landwirte nicht „notleidend“ werden ſollen. Je
höher aber die Preiſe für Agrarprodukte feſtgeſetzt werden,
um ſo mehr ſteigen die Güterpreiſe. Das iſt die famoſe
Schraube ohne Ende.

Notizen.
Das Schickſal des Zeppelin. Das Anmſterdamer

„Handelsblad“ meldet: Der Zeppelin, der in Montigny eine Gon-
del mit 16 Mann verlor und mit vier Mann an Bord
weitergetrieben wurde, iſt in der Schweiz niedergegangen.
Die vier Jnſaſſen wurden dort erfroren aufgefunden.

e

Einſchränkung des Strafregiſters. Zu einer einſchneidenden
Maßnahme ſind die Juſtizbehörden in Preußen gemäß den Aus-
führungsbeſtimmungen des Juſtizminiſters zur Bundesratsver-
ordnung vom 6. September d. J. übergegangen. Jn Zukunft
ſollen vom Vermerk im Strafregiſter folgende Fälle
ausgenommen werden: Alle Verurteilungen wegen Ver-
gehen, bei denen der Rückfall nicht mit beſonderer Strafe bedroht
iſt, wenn nur auf einen Verweis oder auf Geldſtrafe nicht
über 50 Mark allein oder in Verbindung mit andern Strafen
erkannt iſt; ferner alle Verurteilungen in den Privatklagen
verhandelten Sachen, in Forſt und Feldrügeſachen, wegen Zu
widerhandlungen gegen Vorſchriften über die Erhebung öffent-
licher Abgaben und Gefälle und wegen beſtimmter militäriſcher
Verbrechen und Vergehen. Es werden alſo ſämtliche Geld-
ſtrafen bis zu 50 Mark nicht mehr im Strafregiſter vermerkt
werden.

Aus dem Preußiſchen Abgeordnetenhaus. Am Dienstag
machte der ſozialdemokratiſche Vertreter in der Staatshaushalts-
kommiſſion des Preußiſchen Abgeordnetenhauſes den Verſuch,
wenigſtens, ſoweit die Fragen der Kohlen verſorgung in
Betracht kommen, die Aufhebung des am Freitag gefaßten Be-
ſchluſſes, der die ſtrengſte Vertraulichkeit der Verhand-
lungen vorſieht, durchzuſetzen. Hue wies auf die außerordent-
liche Wichtigkeit gerade der Kohlenfrage und auf das Beiſpiel der
Landtage von Sachſen und Bahern ſowie des Reichstags hin, die
ſämtlich über die Kohlenfrage in vollſter Oeffentlichkeit verhandelt
haben. Es war vergeblich: die Mehrheit ſtimmte auch diesmal
für Beibehaltung der ſtrengſten Vertraulichkeit. Nur der eine
polniſche und die beiden fortſchrittlichen Vertreter ſtimmten mit
dem Genoſſen Hue.

Weitere Einſchränkungen im Eiſenbahnverkehr. Die
„Sächſiſche Staatszeitung“ kündigt weitere Verkehrseinſchrän
kungen, allem Anſchein nach die Einführung der Erlaubnis-
pflicht für Eiſenbahnfahrten, an. Sie ſchreibt halb-
amtlich, daß die Erhöhung der Schnell und Eilzugzuſchläge die
erwartete Wirkung nicht gezeitigt habe. Man werde ſich
künftig an ein gänzlich verändertes Verkehrsbild auf den Bahn-
höfen gewöhnen müſſen. Jede überflüſſige Eiſenbahnfahrt müſſe
unterbleiben. Von der Verkehrsbeſchränkung werden Militär und
Zivilperſonen in gleichem Maße betroffen. Es ſei bereits in dieſen

Tagen eine militäriſche Urlaubsſperre in Kraft ge
treten, die bis über Weihnachten hinaus aufrechterhalten
werden ſolle, und vorausſichtlich erſt im Frühjahr 1918 aufgehoben
werden würde. wenn nicht in der Zwiſchenzeit eine Wendung der
Dinge andres gebiete. Der Urlanberverkehr an Sonnabenden und
Sonntagen, der einen großen Umfang angenommen und einen
bedeutenden Kohlenverbrauch zur Folge gehäbt habe, werde ein
geſchränkt werden, ebenſo werde weiter vermieden werden müſſen,

daß eine Maſſenfahrt der Angehörigen nach den
Garniſonsorten ſtattfindet. Darum würden weitere Einſchrän-
kungen für den zeitlichen Verkehr unerläßlich ſein.

c

Die Gemüſenot. Ueber die Ausſichten der Gemüſever-
ſorgung machte Oberregierungsrat v. Tilly, der Leiter der Reichs
ſtelle für Gemüſe und Obſt, am Dienstag den Berliner
Preſſevertretern einige Mitteilungen. Die jetzt wieder ſchlechter
gewordene Verſorgung mit Gemüſe werde etwas beſſer werden,
weil nach Beendigung der Kartoffelernte die Eiſenbohnverwal-
tung mehr Weſen zur Gemüſebeförderung verfügbar habe. Die
Beſſerung werde aber nur kurze Zeit dauern; denn im ganzen
fehle es an einer für den außerordentlich großen Bedarf aus-
reichenden Gemüſemenge, weil die deutſche Ernte größtenteils

ehr zu wünſchen übriglaſſe. Sie ſei bei Weißkohl im Weſten gut,
im Süden ſchlecht, im Norden teils gut und teils mittelmäßig, in
dex Pfalz eine völlige Mißernte für Rot und Wirſingkohl im
ſagen unter mittelmäßig, für Möhren im allgemeinen gut, für
Zwiebeln im ganzen Reiche ſchlecht. Sagen der Genmeindever-
waltungen über Nichieinhaltung von Lieferungsverträgen ſeien
im allgemeinen unbegründet, abgeſehen von Schleſien, wo Miß-
ernte die Einhaltung oft unmöglich mache. Herr v. Tilly glaubt,
daß er am Syſtem der Lieferungsverträge feſthalten wird, doch
hat er noch keine Entſcheidung getroffen. Wegen des ſchlechten
Ausfalls der Gemüſeernte iſt er nicht abgeneigt, die reichlichere

d m eKohlrübenernte zu erfaſſen und dem Friſchmarkt zu-
zuführen.

Eine Rede Hertlings. Jn der Kammer der Abgeordneten
ergriff Miniſterpräſident Graf H ert ling das Wort zu Darlegungen
über die politiſche Lage, bei denen er ausführte Wirklich näher ge
kommen ſind wir dem Frieden, ſoweit wir ſehen können, um keinen
Schritt. Sicher iſt, daß nunmehr die Maske gefallen iſt, und es ſteht
feſt, daß die Schuld an der Fortſetzung des Krieges ganz und aus
ſchließlich auf die Alliierten fällt. Sobald Deutſchlands Exiſtenz, die
Sicherheit ſeiner Grenzen, ſeine freie und friedliche Ent
wicklung iſtet ſind, ſind wir zum Frieden bereit, aber
ſelbſtverſtändlich darf kein Fußbreit deutſchen Bodens
preisgegeben werden.

Revolution und Gegenrevolution. Nach

Beſitzer Hübner im Jahre 1902 für 100 000 Mark an einen ſyue Verteidigung der Hauptſtadt beſchloſſen.

Ribot ausgeſchifft! Die franzöſiſche Kabinettékriſis
hat ihr vorläufiges Ende mit dem Rücktritt Ribots, des Miniſters
des Auswärtigen, gefunden. An ſeine Stelle tritt Barthou, der
von den Sozialiſten ebenſo ſcharf bekämpft wird wie Ribot in der
letzten Zeit.

4

Die ruſſiſche Oſtſeeflotte. Der Stockholmer Korreſpondent
der „Chicago Tribune“ ſandte nach von Rußland erhaltene an-
geblich zuverläſſigen Nachrichten ſeiner Zeitung ein Telegramm
folgenden Jnhalts: „Da die ruſſiſche Flotte bedroht iſt, im Fin-
niſchen Meerbuſen ein geſchloſſen zu werden, habe
ſie Befehl erhalten, ſich in den Bott niſchen Meerbuſen zu be-
geben. Wahrſcheinlich befindet ſich die ruſſiſche Flotte bereits auf
dem Wege dorthin, um weiterer Verfolgung zu entgehen. Di
Ruſſen beſchloſſen, ſich nach der ſchwediſchen Seite des Bott-
niſchen Buſens zu begeben, um ſich bis Kriegsſchluß in
ternieren zu laſſen. Da in ſchwediſchen Regierungskreiſen
wenig Neigung beſtehe, weitere 30 000 Ruſſen zu ernähren, beab-

ſichtigt man dort, falls dieſe Vorausſetzung eintritt, die Mann
ſchaften zurückzuſenden und die Schiffe zu internieren.“ (Eine
Beſtätigung dieſer amerikaniſchen Meldung bleibt natürlich ab-
zuwarten.)

4

Engliſche Schiffsverluſte. Jn London wird
amtlich bekanntgegeben: Bei dem Luftanugriffam Freitagwurden insgeſamt 3 4 Perſonen getötet und 6 ver
wundet. Ein Torpedobootszerſtörer iſt infolge
eines Zuſammenſtoßes geſunken. 2 Offiziere und 21 Mann
wurden gerettet. Der Hilfskreuzer „Orama“, 12 927
Brutto Regiſter-Tonnen, wurde am 19. Oktober torpe
diert nnd iſt geſunken. Keine Menſchenverluſte.

7

Reichstagsabgeordneter Gräfe geſtorben. Jn der Nacht
zum Dienstag iſt in Viſchofswerda der Reichstagsabgeordnete Heinrich
Gräfe, Angehöriger der deutſchkonſervativen Partei, Vertreter des
3. ſächſiſchen Wahlkreiſes ſeit 1893, geſtorben. Gräfe war in Biſchofé-
werda Vorſteher des Stadtverordnetenkollegiums und Begründer der
dortigen Blumeninduſtrie.

detſtter Eriuln gegen Jilen.

W. T. B. Großes Hauptquartier, 24. Oktvber
(Amtlich.)

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht.

Jn Flandern drängten unſre Truppen durch Gegen-
angriff den Feind völlig aus dem in unſrer Abwehrzogne noch
beſetzten Streifen am Südrande des Houthoulſter Waldes zurück
Gefangene blieben in unſrer Hand.

Jm Kampfgelände von Draaibank bis Zandvoorde nahm
nachmittags das Feuer wieder erheblich zu; neue Angriffe er-
folgten nicht.

Heeresgruppe Deutſcher Kronprinz.
Die Franzoſen begannen geſtern in zwei Teilen

einen großen Angriff am Chemin des Dames von dem
Ailettegund nördlich von Vauxaillon bis zur Hochfläche nördlich
von Paiſſy (25 Kilometer).

Diev ormittags ſüdlich des Oiſe-Aisne- Kanals ſich ent-
wickelnden Kämpfe führten zu ſchwerem, wechſelvollem
Ringen zwiſchen der Ailette und den Höhen von Oſtel. Der
frühmorgens gegen unſre durch ſechstägiges heftigſtes Feuer zer-

ſtörten Linien anſtürmenden Feind fand ſtarken Wider-
ſtand und kam wegen ſchwerer Verluſte nicht vorwärts. Erſt
einem ſpäteren, nach neuer Feuervorbereitung geführten und
durch zahlreiche Panzerwagen unterſtützten Stoße friſcher
franzöſiſcher Kräfte von Weſten her auf Allemant, von Süden
auf Chavignon gelang es, in unſre Stellungen einzubrechen und
bis zu dieſen Dörfern vorzudringen. Dadurch wurden die da
zwiſchen liegenden Stellungen unhaltbar.

Bei der Zurücknahme der Truppen aus den in der
Front zähe gehaltenen Linien mußten auch vorgezogene
Batterien geſprengt und dem Feinde überlaſſen werden.
Die Franzoſen drängten ſcharf nach, doch wurde durch das Ein-
greifen unſrer Reſerven der feindliche Stoß ſüdlich von
Pinon, bei Vandeſſon und dem hart umkämpften Chavignon auf
gefangenz weitere Fortſchritte blieben dem Gegner verſagt.

Die gleichzeitig auf der Hvchfläche beiderſeits des Gehöfts
La Royeère (ſüdlich von Filain) angeſetzten Angriffe mehrerer
franzöſiſcher Diviſionen ſcheiterten trotz wiederholten Anſturms
unter den ſchwerſten Verluſten.

Abends ſchritt nach mehrſtündigem Trommel-
fener der Feind zwiſchen Braye und Ailles zum Angriff. Zwei-
mal ſtürmten dort ſeine Truppen tiefgegliedert vor
im Abwehrfeuer und ſtellenweiſe in erbittertem Nahkampf brach an

dieſer Front der Stoß der Franzoſen völlig zuſammen.
Jn örtlichen Kämpfen ſetzte ſich die S chlacht bis tief in

die Nacht fort; ſie iſt bisher nicht wieder aufgelebt.
Unſre Truppen haben ſich heldenmütig geſchlagen.
Auf dem öſtlichen Maasufer ſpielten ſich tagsüber ſüdweſtlich

von Beanmont Grabenkämpfe ab.

Oeſtlicher Kriegsſchauplatz.
Zwiſchen dem Rigaiſchen Meerbuſen und der Dünga nahmen

wir in den Nächten bis zum 22. Oktober vhne Störung durch den
Feind unſre in breiter Front vor die Hauptftellung weit vorge
ſchobenen Siſcherungstruppen zurück, die in erfolg-
reichen Gefechten den Ruſſen den Einblick in unſre Hauptſtellung
ſeit Anfang September verwehrt hatten.

Mazedoniſche Front:
Lebhaftere Attillerietätigkeit nur weſtlich des Ohridaſees und

vom Va bis Dojran, wo Vorſtöße der Engländer abgewieſen
wurden.

Jtalieniſche Front.
Die Gefechtstätigkeit in Tirol, Kärnten und am Jſonzo iſt

merklich aufgelebt. Deutſche Artillerie hat in den
Feuerkampf eingegriffen, deutſche und öſterreichiſch
ungariſche Infanterie hat heute morgen bei Flitſch, Tolmein und
im RNordteil der Hochfläche von Bainſizza die vorderſten
italieniſchen Stellungen genommen.

Der artiermeiſter

1917.

Au Meldung der 7 h r hateines vefonderen revoluntionären z
Ludendorff.



Eine Kundgebung ſür den Verſtändigungsfrieden.

Jm alten Gürzenichſaal in Köln fand am Sonntag
nachmittag eine ſtark beſuchte Kundgebung für den Ver-
ſtändigungsfrieden ſtatt, die vom Sozialdemokratiſchen Ver-
ein und der Organiſation
den war. Reichstagsabgeordneter Wiemer bezeichnete
die Regierung des Herrn Michaelis als eine große Gefahr,
da ſie die deutſchen Arbeitermaſſen abſtoße; Scheidemann
habe auf dem ſozialdemokratiſchen Parteitag eine deutliche
Warnung ausgeſprochen. Wir könnten keinen Lenker der
Reiche zgeſchicke brauchen, der erſt Reichskanzler lernen“
müſſe. (Stürmiſche Zuſtimmung.) Auch für die National-
liberalen ſei ſeine Kanzlerſchaft unmöglich geworden, und
ſie werde bald zu Ende ſein. Käme es zu einer Reichstags
auflöſung und zu Neuwahlen, dann würden alle reaktio-
nären Volksfeinde ihr blaues Wunder erleben. (Stürmiſcher
Beifall.) Die demokratiſche Welle wachſe unaufhaltſam,
und werde ſchließlich alle Hinderniſſe beſeitigen. Redner
wandte fich dann ſcharf gegen die alldeutſche Reichstags
hetze. Die Kundgebungen des Reichstags hätten die Frie-
densſtimmung bei den Gegnern gefördert. Die Vaterlands-
vartei zerreiße mit ihrer verwüſtenden und verleumderiſchen
Agitation die innere Einheit. Das ganze Volk müſſe gegen
eine Verſchlevpung der preußiſchen Wahlrechtsreform auf-
treten!

Reichstagsabgeordneter Genoſſe Keil, der nach
Wiemer ſprach, bezeichnete es als dreiſte Anmaßung, wenn
eine Gruppe von Kriegstreibern diè Vaterlandsliebe in
Erbpacht nehmen wolle. Der Traum der Herrſchaften von
einem „Schwertfrieden“ weiſe unſrer Kraft eine unlösbare
Aufgabe zu. Keil zerpflückte unter ſtarken Beifallskund-
gebungen die Einzelheiten des annerxioniſtiſchen Programms,
und gab ein großzügiges Bild des kommenden deutſchen
Wiederaufbaues. Die Regierung müſſſe ſofort Klarheit in
der belgiſchen Frage ſchaffen, und mit aller Entſchiedenheit
die Alldentſchen abſchütteln, ſonſt müſſe ſie verſchwinden.
Die ſozialdemokratiſche Partei werde ſich mit der Durch-
führung der Demokratie nicht über den Winter hinaus ver-

der Fortſchrittler einberufen wor-

Die Verſammlung Mahm einmütig eine entſprech zende

Entſchließung an, die g. die ſofortige Einfüh
rung des preußiſchen Wählrecht s fordert.

Das Zentrum hatte eine Einladung,
gebung teilzunehmen, „aus prinzipiellen Griüünden“ abge
lehnt. Die „Köln. Volksztg. ſchrieb dazu, das Zentrum
könne ſich „an ſozialdemokratiſchen Kundgebungen nicht be

teiligen! rm JDauerndes e Wegn per

Der Zentralverband der Bäcker, Konditoren und ver
wandten Berufsgenoſſen hat gemeinſam mit den chriſtlichen
und HirſchDunckerſchen BückereiarbeiterOrganiſationen dem
Bundesrat und Reichsamt des Innern in einer Eingabe
„den einmütigen Wunſch aller Berufsaugehörigen derdeutſchen Bäckerei und Konditorei, ſowohl der Arbeitgeber
als der Arbeitnehmer, das ſchon lange in Ausſicht geſtellte
dauernde Nachtbackverbot bereis jetzt zu erlaſſen“
unterbreitet. Begründet wird der Wunſch durch die Tat
ſache, daß auch die anfänglichen Gegner des Nachtbackver
d in den Unternehmerkreiſen durch die Erfahrungen des
Krieges zur Erkenntnis kamen, daß der Backprozeß durch die b
Tagesarbeit in hygieniſcher Beziehung nur gewinnt.

Es wird ferner in der Eingabe darauf hingewieſen, daß
die Beantwortung dieſer Schickſalsfrage für die Bäckerei
nicht mehr weiter hinausgeſchoben werden kann, da die
Großbetriebe für ihre Pläne des Weiterbaues nach dem Kriege
ſich in ihren Berechnungen darauf einzuſtellen haben und
auch die kleinen Betriebe und die Arbeiter wiſſen müſſen,
woran ſie ſind. Die Eingabe erwähnt noch einmal das Ab-
ſtimmungsergebnis der Umfrage, die natürlich nur ſo weit
umfaſſend ſein konnte, als den Verbänden Feldadreſſen zur
Verfügung ſtanden. Es beteiligten ſich 11 150 Geſellen und
3826 Meiſter, zuſammen 14976 6 feldgraue Berufsangehörige:
von allen dieſen ſtimmten nur 88 gegen die geſetzliche Be
ſeitigung der Nachtarbeit, 167 wollten den Erlaß einer Ver

an der Kund-

Gegen den Schleichhandel.
Die volks wirtſchaftliche Abteilung des Kriegsernährungsamts hat

an alle Preisprüfungsſtellen einen Auftruf gerichtet, in dem es u. a. heißt:

„Wie vor Jahr und Tag der Kettenhandel, ſo iſt jetzt der
Schleich. handel in, den Mittelpunkt aller kriegswiriſchaftlichen
Störungen und Gefahren gedrückt. Es iſt die größte Volksſeuche dieſes

Weltkriegs geworden. Der volkswirtſchaftlichen Abteilung des
Kriegsernährungsamts iſt es für ihre ſtändigen Arbeiten zur Verfolgung

von Schleichhaudelsfällen und zur grundſätzlichen Bekämpfung dieſer
Erſcheinung dringend vonnöten, über alle Beobachtungen und Vorſchläge

Preisprüfungsſtellen zutage treten, raſch und genau unterrichtet zu
werden. Wir bitten alle Organiſationen und Perſonen, die darüber
Material zur Verfügung ſtellen können. dieſes unverzüglich einzuſenden,

Jede Einzelheit iſt wichtig. Die ganze Maſſe der Erfahrungen muß
verwendet werden

Um dem Schleichhandel nachdrücklich zu begegnen, iſt in Sachſen
anf Anordnung des Miniſteriums des Innern vom ſächſiſchen Landes-
Lebensmittelamt dem Kriegswucheramt eine Abteilung angegliedert
worden, deren Tätigkeit lediglich die Bekämpfung des ausgedehnten
Schleichhandels bezweckt. Jn erſter Linie ſoll ſich die Tätigkeit der
„Schleichhandelsreviſionen“ den immer mehr überhanduehmenden

Geheimſchlächtereien zuwenden. Auch auf den immer noch
blühenden Schleichhandel mit Butter werden die Reviſoren der
Schleichhandelsſtelle ihr beſonderes Augenmerk richten. Die bei den
Reviſionen ermittelten Waren fallen, ſoweit es ſich um rationierte
Waren handelt, unter allen nmdanden der Beſchlagnahme anheim.

cTrocknung von güberblittern und guktofellraut

Die Bezugsvere inigung der deutſchen Landwirte G. m. b. H.,
Berlin W. 35, Potsdamer Straße 29/31, v bekannt, daß ſie für
getrocknete Rübenblätter, Rübenköpfe und Rübenſchwänze, die bis
zum 15. Januar 1918 geliefert werden, einen Preis von 450 Mart
uird für künſtlich getrocknetes Kartoffeltraut, das bis zum 15. De
zember 1917 geliefert wird, einen Preis von 400 Mark für 1000
Kilo ohne Sack waggonfrei Verladeſtation bezahlt. Die Zahlung
ſetzt das Vorliegen beſtimmter Bedingungen hinſichtlich Beſchaffen-
heit und Gehalt der Ware voraus. Es empfiehlt ſich, eine Nieder
ſchrift der einſchlägigen Beſtimmungen bei der Bezugsvereini-

tröſten laſſen. (Stürmiſcher Beifall.) ordnung bis zum Kriegsende aufgeſchoben wiſſen. gung angufordern

Amtliche Belunntmuchungen.

Die Händler welche gewerbsmäßig Milch in Halle abgeben,werden angewieſen, die Abſchnitte der neuen Ausweiskarten zum Eintaufe
von Vollmilch von den bei ihnen angemeldeten Kunden ſobald als
möglich, ſpäteſtens bis Sonnabend den 27. Oktober 1917,gebündelt dem Stadternährungsamt, Abteilung 11, Markt
platz 22, Zimmer Z5, einzureichen.

Die Ablieferung der Kontrollabſchnitte hat künftighin ſpäteſtens
innerhalb 5 Tagen zu erfolgen.

Halle, den 24. Oktober 1917.
Jn Abänderung der Bekanntmachung vom 3. Oktober 1917 werden

die hieſigen Krankenanſtalten aufgefordert künftig am 10. und 25.
eines jeden Monats den Bedarf an Eiern für die Krauken für die
folgende Monatshälfte unter Angabe der Zahl der Krauken im StadtErnährungsamt, Marktp! atz 22, ſchriftlich anzumelden. Die An
mieldung für die Zeit vr m l. bis 15. November 1917 hat nunmehr
binnen 3 Tagen zu erfolgen.

Eine direkte Belieferung durch die Provinzialeierſtelle Magdeburg
findet nicht inehr ſtatt; Anmeldungen bei dieſer werden daher nicht
berügſichtigt.

Halle, den 24. Oktober 1917.

Der Magiſtrat.

Der Magiſtrat.
Die hieſigen Einwohner, die im Jahre 1918 ein Wandergewerbe

beginnen oder fortſetzen wollen, önnen die Ausfertigung der
Wander ewerbeſcheine von heute an im Polizeiverwaltungsdureau,
n s, Zimmer 94, beantragen. Es empfiehlt ſich. perſönlich
zu erſcheinen. Der letzte Wandergewerbeſchein iſt vorzulegen. Ferner
iſt ein unaufgezogenes. deutliches Lichtdruckbild des Antragſtellers
aus letzter Zeit in Viſitenkartengröße der Kopf ſoll mindeſtens1 Zentimeter groß dargeſte ellt ſein mitzubringen.

Nach J 459 der Reichsverſicherungsordnung vom 19. Juli 1911
haben die Wandergewerbetreibenden die in ihrem Betriebe beſchäftigten
Perſonen bei der Landkrankenkaſſe des Oge als Mitglieder anzu
melden und dabei die Beiträge für die Zeit bis zum Ablauf des
Wandergewerbeſchein oder mit Erlaubnis des Kaſſenvorſtandes für
kürzere Zeit im voraus zu entrichten. Ueber die gezahlten oder ge
ſtundeten Beiträge hat die Krankenkaſſe eine Beſcheinigung unter
Angabe des Grundlohns und des Wochenbeitrags aus
zuſtellen, die bei der Veantragung des Wandergewerbeſcheins
mit vorgelegt werden muß.

Für den Stadtkreis Halle kommt die Allgemeine Ortskrankenkaſſe

in Frage.
Ohne die Beſcheinigung über Zahlung oder Stundung

der Krankenkaſſenbeiträge kann der Antrag auf Ausſtellung
eines Wandergewerbeſcheins, in den Begleiter einge-
ſchrieben werden ſollen, nicht an den Bezirtseausſchuß
weitergegeben werden.

alle den 22. Oktober 1917. e

El m eS Wolle ne Kleider und Kostümstoffe

Möntelstoffe Anzugstoffe Samte Manschester
s finden Sie noch in großer Auswahlin Mutti H. ine iebrbe St

Zetsch.
GaſthofzurReichshalle

Sonntag den 28. Oktober

in ſchwarz und braun bei
H. Eikan, Leipziger

Kirchweihfeſt.
Abends von s Uhr an

Straße 87.

Wohliätigkeits Konzert Kochkisten

ausgeführt vom Geſangverein J ſind wieder eingetroffen
Arbeiter Sängerchor Hohen- bei

mölſen. C. F.Zu zahlreichem Beſuch laden

freundlichſt ein 30 veipsig r Straße 90.Prozent abattſvar en
Der Wirt. Der Vorſtand. e e
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Durch Bekanntmachung des Königl. Kriegsminiſteriums vom

10. Oktober 1817 Nr. E. K.R. A. iſt eine BVeſchlagnahmeund Veſtandserhebung von Stab-, For und WMoniereiſen, Stab-
und Formſtahl, Blechen und Röhren aus Eiſen und Stahl, Grau-
quß, Temperguß, Stahlgus verfügt worden. Die Bekanntmachung
iſt in den amtlichen Zeitungen und in ortsüblicher Weiſe ver
öffentlicht worden.

Magdeburg den 20. Oktober 1917.
Stelvertretendes Generalkommando Armeekorps.

Für den Chef des Stabes
Kaufmann,Major d d. Reſ.

Stadt chegter.

Freitag den 26. Oktober
Anfang 7 Uhr Ende 10 e Uhr

bin kreing un kann
Schauſpiel von Kleiſt.

Spielwaren
jeder Art 326

Ausſtellung Etage
in unſerm Kaufhaus

H. Elkun, eSonnabend: La Serva Padrong. 5 Straße 87.
Hierauf: Der zerbrochene Krug. d 00
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Beilage zur
Halle und Saalkreis.

Halle, 25. Oktober 1917.

Für die Heimkehrenden.
Die nach Friedensſchluß eintretende Ueberführung der

Kriegsteilnehmer in das Wirtſchaftsleben beſchäftigte dieſer Tage
eine Verſammlung, die von der Kriegswirtſchaftlichen Vereinigung
einberufen war.

Prof. Dr. Robert Wilbrandt wies in den einleitenden
Begrüßungsworten darauf hin, daß für die 8-10 Millionen
heimkehrenden Krieger nach Friedensſchluß die Verhältniſſe in
der Heimat manch Unerfreuliches bieten würden, wenn nicht bei
zeiten Vorſorge getroffen würde. Es ſei zu befürchten, daß eine
Nahrungs-, Wohnungs-, Kleidungs und beſonders eine Arbeits
loſenNot eintreten würde. Es müſſe ſofort mit den geplanten
Kanalbauten begonnen werden. Miniſterialdirektor a. D. Thiel
wies darauf hin, daß ausländiſche Arbeiter für die Landwirtſchaft

in den erſten Friedensjahren kaum in Betracht kommen könnten,
daß die Landwirtſchaft alſo große Maſſen deutſcher Arbeiter werde
heſchäftigen können. Genoſſe Umbreit von der Generalkom-
miſſion betonte, daß unſre Krieger keinen Tag länger bei den
Fahnen gehalten werden dürften, als es militäriſch unbedingt
notwendig iſt, wenn das auch einzelne Gemeindeverwaltungen
wünſchten. Es gebe Arbeit genug für die heimkehrenden Krieger,
wenn man nur die Verluſte eines vierjährigen Krieges in unſerm
Wirtſchaftskörper erſetzen wolle. Sache der Uebergangswirtſchaft
ſei es, die nötigen Kapitalien zu beſchaffen. Als wichtigſter Auf-
traggeber komme das Reich in Betracht; aber auch die Gemeinden
hätten beizeiten an Arbeitsbeſchaffung zu denken. Auf die Ar-
beitsloſenunterſtützung werde man trotz alledem nicht verzichten
können. Stadtrat Dr. Licht bekannte, daß in GroßBerlin nach
dieſer Richtung leider bis jetzt ſehr wenig geſchehen ſei; er machte
hierfür die gemeindliche Zerſplitterung verantwortlich.

Schließlich wurde ein Arbeitsausſchuß gewählt, der die wei-
tern Schritte tun ſoll.

Von beſondrer Seite wird uns hierüber noch verichtet:
Der Moment des Friedensſchluſſcs hringt, ſo heiß er auch

von allen Schichten der Bevölkerung erſehnt wird, die ſchwerſten
Sorgen im Gefolge. Wie kann die Maſſe der Heimkehrenden wie
der in das Wirtſchaftsleben übergeführt werden? Wie iſt zu ver
hindern, daß nicht die ſchwerſte Notlage durch Arbeitsloſigteit,
durch Wohnungs-, Bekleidungs und, Nahrungsmittelnot ſofort
eintritt? Hierbei iſt aber nicht nur einfach die Verhütung der
Not durch Notſtandsarbeiten zu erſtreben, ſondern darauf zu
ſehen, daß die zur Verfügung frei werdenden Kräfte der produk-
wen, neue Werte ſchaffenden Arbeit zugeführt werden und da
durch zur Hebung der deutſchen Volkswirtſchaft beitragen. Man-
cherlei Wege dahin ſind vorgeſchlagen, vielerlei Programme ſind
ausgearbeilet worden oder befinden ſich in Vorbereitung.

All dieſe Teilprogramme zuſammenzufaſſen zu einem um-
faſſenden Arbeitsplan, das hat ſich dieſer Arbeitsausſchuß vorge
nommen, der nicht ein weiterer Verein, ſondern die Zentrale des
Zuſammenwirkens aller in dieſen Fragen beſchäftigten Organiſa-
tionen und Perſonen ſein wird und deſſen Tätigkeit etwa einer
erweiterten Arbeit des Bureaus für Sozialpolitik gleichkommt.

Sowohl die Umgrenzung als die volkswirtſchaftlichen und
ſoztalpolitiſchen Richtlinien dieſes bürgerlichen Mobiliſierungs-

nur ſchon frühgeitig erkannten, ſondern für die ſie auch bereits
wichtige Vorarbeiten geleiſtet haben, wie in der erwähnten Ver
ſammlung von Umbreit auseinandergeſetzt wurde. Die Aufgabe,
Vorkehrungen zur Verhütung. des Notſtandes zu treffen, liegt vor
allem dem Reich ob. Der gegründete Arbeitsausſchuß ſoll vor
illem die Antriebskraft für ſäumige Behörden und bürgerliche.
Verwaltungen bilden und darauf hinwirken, daß die vorgeſchlage
nen vorſorgenden Maßnahmen keinen Tag länger aufgeſchoben
werden. Wenn auch Umbreit von der Ueberführung der Kriegs
teilnehmer in das Wirtſchaftsleben in erſter Linie verlangte, daß
ſie vom Geſichtspunkt der Werte ſchaffenden Wirtſchaftsweiſe ge
leitet ſein müßte, ſo meinte er doch auch, daß die unproduktiven
nur zur Verſorgung Arbeitſuchender in Angriff genomznenen
Notſtandsaktionen nicht zu umgehen ſein werden, ebenſo wie die

Kapitän Bröhans Werbung.
Ein humoriſtiſcher Seeroman von W W. Jacobs.

(36. Fortſetzung.) 2ag, drug verboten
Ein Teebrett und ein ordentlicher Haufen von Ober-

und Untertaſſen ſtand auf dem Tiſch, an deſſen einem Ende
ein alter Mann ſaß, deſſen gefaltete Hände auf dem Tiſche
ruhten.s „Guten Abend,“ ſagte Herr Lütjens, in der Tür halt-

machend und die Dämmerung mit ſeinen Augen durch
dringend, um ſich zu verſichern, daß ſonſt niemand an
weſend ſei. „Ganz allein?“

„Ganz allein,“ wiederholte Kapitän Häſeler und blickte
auf, ſich wundernd, wer das wohl ſein möge.

„Es iſt zu dunkel, um Sie genau erkennen zu können,“
ſagte Lütjens mit geheininisvollem Flüſtern, „aber Sie
ſind Kapitän Häſeler, nicht?“

„Der bin ich,“ erwiderte der Kapitän unruhig.
„Sie wollen nach Bremerhaven,“ flüſterte Herr Lütjens

wieder.
„Was meinen Sie damit?“ fragte der Kapitän ſchnell,

die Tiſchkante ergreifend.
„Sind Sie ſicher, daß das richtig iſt?“ fuhr Lütjens

fort.
„Was meinen Sie damit?“ wiederholte der Kapitän

wieder von ſeinem Sitze. „Sprechen Sie deutlich
„Jch meine, daß Sie am beſten ſo ſchnell wie möglich

ausreißen,“ flüſterte Lütjens haſtig. „Es iſt eine große
Belohnung auf Jhre Perſon ausgeſetzt, die Kapitän Bröhan
verdienen will. Sie können das, was Sie getan haben,
nicht ſo ungeſtraft tun, wiſſen Sie wohl.“

Bedeutung die Gewerkſchaften nicht

Arbeitsloſenfürſaxge, die von den Gemeinden nicht, wie am An-
fang des Krieges vielfach, einfach den Gewerkſchaften überlaſſen
bleiben dürfte.

Jn der Kritik der Säumigkeit der Bobörden, wurde Umbreit
von den andern Rednern auf der Konferenz unterſtützt. So be-
hauptete der die ſpeziellen Großſtadtprobleme behandelnde Schöne-berger Stadtrat Licht die Frage der zweifellos eintretenden gro
ßen Wohnungsnot als in ihrer Löſung abhängig von den allge
meinen innern Reformen und erklärte ſchon um dieſer Löſungen
willen die preußiſchen Wahlreformen als nicht mehr eine Stunde
aufſchiebbar. Breiten Raum nahm in den Verhandlungen über
haupt die Wohnungsfrage ein, die der auf dieſem Gebiet be-
kannte Fachmann Dr. Kuczynſki eingehend auf Grund des um-
fangreichen, ihm zu Gebot ſtehenden Materials erörterte und. da
bei zu ernſten Folgerungen kam. Außerdem ſchilderte Baurar
Bernhard die Ausſichten des Wohnungebaues als recht ungünſtig.
Damaſchke verlangte, daß die Errichtung von Kriegerheimſtätten
allen andern Bauten vorgusgehen ſolle. Ueber ſtaatliche Aufträge

rend die großen weſentlichen Linien des ganzen Arbeitspro-
gramms von Profeſſor Wilbrandt, Regierungsrat Feig vom
Statiſtiſchen Amt und dem Miniſterialdirektor a. D. Thiel darge-
legt wurden.

Die ſchlimmſte Notlage für die 8—-10 Millionen Zurück
kehrender zu verhüten, außerdem durch Kanalbau, Jntenſidierung
der Landwirtſchaft, Wiederauffüllung des verödeten Marktes trotz
anfänglich nicht zu umgehenden Rohſtoffmangels, die Wicderin-
ſtandſetzung aller heruntergewirtſchafteten Transportmittel, Bau
ten uſw. belebend, nicht belaſtend auf die Volkswirtſchaft zu wir-
ten, dazu bedarf es nach den Ausführungen der Redner keiner
Mitleidspolitik, ſondern nur einer vernünftigen, die alte Welt des
Eigennutzes überwindenden Sozialpolitik.

Die „Vaterländiſchen“ entfalten im ſtillen eine rege Werbe
tätigkeit. So haben ſie ſich jetzt daran gemach, das Adrißbuch nach
allen ſolchen Leuten auszuſchreiben, die ihnen reif für ihre Ziele zu
ſein ſcheiner d dieſen Aermſten ſchicken ſie ein Werbeſchreiben zu, in
dem es einleitend heißt: Deutſchlands Schickſalsſtunde iſt gekommen
Das deutſche Geſchick entſcheidet jetzt nicht mehr der Krieg, ſondern der

Friede. Unüberwipdlich iſt Deutſchland im Kriege, überwunden darf
es nicht im Frieden werden. Siegeswille ſchuf die großen Taten des
Krieges, Siegeswille ſchaffe einen großen deutſchen Frieden! Wir

wollen keinen Frieden, der die wunderbaren Taten unſers Heeres unge
ſchehen macht, Opfer und Leiden vhnegleichen vergißt und das jetzige

mie die kommenden Geſchlechter in ein Elend verſtrickt, aus dem es
keine Rettung gibt. Wir wollen einen Frieden, der uns unſre Welt
ſtellung wiedergibt, der unſre Opfer und Leiden vergilt, und deſſen
Segen noch die ferniten Geſchlechter beglückt. Zu großen Taten hat
das Geſchick das deutſche Volk beruſen die Taten hat der Krieg voll

bracht, jezt werde der Friede zur großen Tat.“ Zu dieſer Tat aber
ruft die Deutſche Vaterlandspariei auf, wozu man ſich auf der Rück
ſeite des Werbeſchreibens gleich dutzendweiſe eintragen kann. Unter-
zeichnet iſt dieſer Ukas mit Oberbürgermeiſter Rive als I. Vorſitzenden,

Bergrat Fabian als 2. Vorſitzenden außerdem mit folgendem Arbeits
ausſchuß Herold, Juſtizrat; Guſtav Hoffinann, Eiſendreher: Dr. Kern,
Univerſitätsprofeſſor; Kühme, Werkmeiſter; Dr. Pfahl. Syndikus der
Handelskammer Dr. Scheithauer, Stadtverordneter. Dieſe Namen
braucht man ſich nur ein einziges Mal anzufehen, dann kennt man ſich
in der Vaterlandspartei ſofort aus, ſoſern man das nicht ſchon
vorher gekonnt hätte.

Warnungen vor wertloſen Erſatzmitteln. Die Preis
prüfungsſielle Zeitz wird von jetzt an fortlaufend Liſten über ſolche
Gegenſtände des täglichen Bedarfs veröffentlichen, vor deren An und
Verkauf dringend zu warnen iſt, da ihre Zuſammenſetzung ihre Untaug-
lichkeit ergibt oder zu ihrem Preiſe in einem ganz unſinnigen Ver
hältnis ſteht. Sie beginnt mit folgendem: I. „Salatöl Erſatz“ von
A. Eißnert in Gera-Untermhaus, 1 Liter 3,50 Martk, enthält 09,1 Proz.
Waſſer, kein Oel oder Fett. 2. „Glutalbin (Stärke-Erjatz)“ enthält
2871 Proz. Gips, der als Stärke wertlos iſt und vor allem was
leider vielfach geſchieht keinesfalls zur Bereitung von
Speiſen venutzt werden darf. 3. „Diamant Backpulver“ von
E. M. Webers Söhne, G. m. b. H. in Hamburg. 4. „Beſter EiErſatz“
von A. Sauterſcher Nährmittelfabrik Eppingen in Baden enthält nicht
den geringſten Nährwert, kann nur zum Zärben dienen und hat etwas

haben.“

aber als er. ſich weiter und weiter vom Schiffe entfernte,
erwachten alle Gefühle des gehetzten Wildes in ihm, und

Kapitän Häſeler ſetzte ſich wieder hin und bedeckte ſein

Geſicht mit den Händen c Bahnhofs kamen. „Jch will nich mit die Bahn fahren.

Triebkraft.

„Jch will zurückgehen,“ ſagte er mit gebrochener
Stimme. „Bröhan ſagte mir, er lebe noch, und daß das
Ganze h Jrrtum wär. Wenn er mir belogen hat, um den
Preis für meinen alten Hals zu verdienen, ſo kann er ihn

„Und Jhre Frau und Jhre Tochter?“ ſagte Lütjens,
der anfing, einen großen Widerwillen gegen ſeine Aufgabe
zu bekommen. „Jch las geſtern abend in der Zeitung,
daß Bröhan Sie gefaßt häbe. Er iſt jetzt an Land ge-
gangen, um auf der Polizei die nötigen Arrangements
zu treffen.“

„Er hat heute morgen einen Brief von meiner Tochter
bekommen,“ ſagte der Alte mit matter Stimme.

„Er ſagte Jhnen, daß er von ihr wäre,“ entgegnete
Lütjens. „Nehmen Sie Jhre Sachen und kommen Sie
ſchnell.“

Ganz hingeriſſen von der Rolle, die er ſpielte, beugte
er ſich vor und ergriff den Arm des Alten. Kapitän
Häſeler gehorchte dem Griff und erhob ſich, um ſeine arg
mitgenommene Mütze vom Nagel zu nehmen und ihm
ſchweigend nach oben zu folgen.

„Wir gehen einen trinken,“ ſagte Lütjens
„Jn zehn Minuten ſind wir wieder da.“

„Js gut,“ gab Fiedje vergnügt zurück, „ich wollt, ich
könnt mit Sie gehn

Der andre ſtieg leiſe lachend zum Kai hinauf und
entfernte ſich mit dem ſchweigenden alten Mann an ſeiner
Seite. Zuerſt ging der Kapitän verdroſſen genug mit,

zum Jungen.

er war ſo begierig zu fliehen, wie Lütjens ihn ſich nur
wünſchen konnte.
„Wo gehen wir hin?“ fragte er, als ſie in Sicht des

olksſtimme.
Halle, Donnerstag den 25. Oktober 1917.

an die Frauen als Notſtandsaktion ſprach Dr. Käthe Gacbel, wäh-

indem daß Sie mir gewarnt haben.

1. Jahrgang.
Höchſtpreiſe für Nährmittel. Eine Verordnung des Staats

ſekretärs des Kriegsernährungsamts ſetzt auf Grund des Höchſtprei2-
geſetzes neue Höchſtpreiſe für Grieß, Gerſtengraupen (Roll-
gerſte) und Gerſtengrütze feſt. Sie betragen im Kleinhandel
bei Grietßz 31 Pfg., bei Gerſtengraupen und Gerſtengrütze 36 Pfg. für
das Pfund im Großhandel bei Grieß 54 Mark, bei Gerſtengraupen
und Gerſtengrütze 61 Mark für den Doppelzentner. Die Herſteller-preiſe für éuiet und Graupen ſind durch die Liefernngsbedingungen

der Reichsgetreideſtelle geregelt. Durch die Vorſchriften der Reichsge
treideordnung ſteht ihre Einhaltung jeht ebenfalls unter ſtrafrechtlichem
Schutze. Die Verbraucherpreiſe bringen eine kleine Erhöhung der ſeit
her beſtehenden Kleinverkaufepreiſe. Die Erhöhung iſt verurſacht teils
durch die höheren Geſtehungskoſten des auf Grieß und Graupen ver
arbeiteten Getreides, namentlich aber durch Erweiterung der ſeitherigen
Preisſpanne für den Groß und für den Kleinhandel, die als unzu
länglich anerkannt werden mußte.

Die ſtädtiſthe Berufsvormundſchaft findet während des
Krieges die gleiche Jn anſpruchnahme wie vordem. Der Beitand
an ühernommenen (laufenden) Vormundſchaften ſtieg von 1155 in
Dezember 1913 auf 1223 im Dezember 1914 und 1268 im Sop-
tember 1917. Auch der regelmäßzige Zugang iſt ungefähr der
gleiche geblieben. Während z. B. im Dezember 1913 die Zunahme
12 betrug, war dieſe im Auguſt 1917 noch 31. Jn Abgang tamen
im Auguſt 1917 zuſammen 11. Wäre durch den Krieg nicht
Zahl der Geburten ſo erheblich zurückgegangen, c
ſtand und der Zugang ein weit höherer ſein. Unter Berückſichti-
gung der Kriegsverhäl: niſſe muß demnach feſtgeſtellt werden, daß
die Berufsvormundſchaft eine gewachſene Betätigung findet. Jn
der Mehrzahl der Fälle (im Auguſt waren es 14) wird die Vater
ſchaft ohne weiteres anerkannt, in einem beträchtlichen Teile der
Fälle (im Auguſt waren es 5) wird ſie aber auch beſtritten. Jn
Wahrnehmung der Rechtsanſprüche der Mündel ziehl die ſtädtiſche
Berufsvormundſchaft auch die Unterhaltsgelder von den zahlunps-
pflichtigen Vätern ein. Auch dieſer Zweig der Fürſorge hat eine
ziemliche Ausgeſtaltung erfahren. Die Summe der einſchlägigen
Einzahlungen ſtieg von 1655 Mark im Dezember 1914 auf 3720
Mark im Auguſt 1917. Außerdem wurden 837 Marf durch Pfän-
dungen eingezogen. Die Mehrzahl der Münde!l ſind Arbeite-
rinnen, dann folgen die Dienſtboten. Die geſetzgebenden Stellen
gehen damit um, die behördliche Berufsvormundſchaft noch weiter
auszubauen. Der vom Reichstag eingeſetzte „Ausſchuß für Veo-
völkerungspolitik“ hat bereits verſchiedene Vorſchläge dazu qis-
gearheitet.

Forderungen der preußiſchen Gemeindebeamnten. Eine

die
ſo würde der Bo-

Kriegstagung der preußiſchen Gemeindebeamten, die in dieſen
Tagen in Verlin abgehalten wurde. beſchäftigte ſich in der Haupt-
ſache mit Fragen der zutünftigen Beſoldungs- und allgemeinen
BVeamtenpolitif. Brſchloſſen wurde in einer Eingabe an Landrag
und Regierung bei der bevorſtehenden Reform des Herrenhaufes
eine Vertretung Gemeindebeanttenſchaft zu fordery. J
übrigen wurden als Grundforderungen einer durchgreifenden. Be
ſoldungsreform unter Beibehaltung der Rententheorie anfgevelle:
erhöhtes Grundgehalt, frühzeitige Anftellung, Alterszulongen, Wwov-
nungsgeld. An weitern Forderungen des Verbandstags ſind unter
andern zu neuncn: Skeltenvorbebalt für die zum Heeresdienſt ein-
gezogenen jüngern Beamten und Angeſtellten und Beſchränkung
der weiblichen Hiliskräfte, Errichtung von Begmtenagausſchitſſen auf
geſetzlicher Grundlage, Doppelrechnung der zivilen Dienſijahre
während des Krieges.

Ueber die Verſicherung und Verſorgung der Hilfe-
dieuſtpflichtigen herricht große Unklarheit. Es iſt deshald feftzu
ſtellen: Die Hilfsdienſtpflichtigen ſind keine Soldaten, ſondern freie
Arbeiter, die nach den für dieſe geltenden Vorſchriften zu behandeln
ſind. Sie müſſen gegen Krankheit, Jnvalidität uſw. verſichert ſein.
Werden ſie von einem Privatunternehmer beſchäftigt, dann hat dieſer
ſie zu verſichern; andernfalls iſt das die Aufgabe derjenigen Behörde,
bei der ſie in Arbeit ſtehen. Wenn Hilfsdienſtpflichtige im beſetzten
Gebiet verwundet werden, ſo gelten ſie nicht etwa als kriegsbeſchädigt,
vielmehr ſind ſolche Vorkommniſſe als Betriebsunfall anzuſehen und
demgemäß zu entſchädigen. Auf Militärrenten haben ſonach die Hilfe
dienſtpflichtigen in keinem Fall Anſpruch.

Eine Zählung der leerſtehenden Wohnungen und Ge
ſchäftslokale ſindet Anfang November im Stadtkreis Halle ſtatt. Mit
Durchführung der Zählung iſt das Statiſtiſche Amt der Stadt Halle be
auftragt. Deſſen Perſonal ſowie freiwillige Zähler, die ſich zur Vex-
jügung ſtellen möchten, werden in der Zeit von Anfang November bis
15. November die erforderlichen Nachfragen bei den Hausbeſitzern oder
ihren Stellpertretern halten. Es wird gebeten, den mit dieſer Aufgabe
betrauten und mit einem Ausweis verſehenen Perſonen bereitwilligſt
und genau Auskunft nach dem Stande vom 1. November 1917 zu geben.
Die Zählblätter werden von den Zählperſonen ſelbſt ausgefüllt. Die
Angaben werden nur zu ſtatiſtiſchen Zwecken verwendet.

der

„Bremen,“ ſagte Lütjens. „Das is der geeignetſte
Platz, wenn man ſich verſtecken will.“

„Jch will nich mit die Bahn fahren,“ beharrte der
andre trotzig.

„Warum denn nicht?“ fragte Lütjens erſtaunt.
„Wenn ſie wieder an Bord kommen und finden, daß

ich nich mehr da bin, werden ſie nach Bremien telegra-
phieren,“ ſagte der Alte. „Jch will nich wie 'ne Ratte in
'ne Falle gefangen werden.“

„Was wollen Sie denn machen?“ fragte Lütjens ganz
perplex.

„Jch weiß nicht,“ ſagte der alte Mann. „Zu Fuß gehen,
glaub ich. Es is dunkel und wir könnten leicht vier Meilen
machen, ehe daß es Tag wird.“

„Ja, wir könnten wohl,“ erwiderte Lütjens, der wenig
Luſt zu einer derartigen nächtlichen Jrrfahrt verſpürte;
„ober wir werden das nicht machen.“

„Laſſen Sie mir allein gehn,“ ſagte der alte Mann.
Lütjens ſchüttelte den Kopf.
„Sie würden Sie ſicher abfaſſen, wenn Sie ſo über

Land gingen,“ redete er auf ihn ein. „Verlaſſen Sie ſich
darauf, ich weiß, was das beſte für Sie iſt. Nehmen Sie
den Zug.“

„Nee, ich will nich,“ ſagte Häſeler halsſtarrig. „Sie
ſind ſehr freundlich zu mich geweſen, mehr als freundlich,

Laſſen Sie mir nu
allein gehn.“

Lütjens ſchüttelte den Kopf und ſchielte vorſichtig in
der Richtung auf Schröder, der einige Meter hinter ihnen
ging.

„Jch wollte, Sie würden mir vertrauen,“ ſagte er ernſt
haft. „Sie würden in Bremen ſicherer als ſonſt irgend
wo ſein.“

(Fortſetzung folgt.,



Abholiung ver Winrerkartofſeln.
bis 12 Uhr und 2 bis 4 Uhr können diejenigen Perſonen auf dem
wüterbahnhof, Oſtgleis 120, ihre Kartoffeln abholen, deren Bezugs
ſcheine mit dem Aufdruck „Selbſtabholer“. und den Nummern 671
dis 970 verſehen ſind.

Winterkartoffeln aus dem Kreiſe Delitzſch. Sämmtliche
rückſtüändigen Bezugsſcheine für Winterkartoffeln ans dem Kreiſe Delitzſch
werden am Freitag von bis 2.12 Uhr und von e2 bis 5 Uhr
Magdeburger Straße 67 ausgegeben. Die von früheren Anusgabe-
tagen noch nicht abgeholten Bezugsſcheine ſind ebenfalls dort bis
ſpäteſtens Sonnabend abzuholen. Andernfalls werden die Scheine an
das Landratsamt in Delitzſch zurückgeſandt und verlieren ihre
wültigkeit.

Verfallen. Die Einmachezuckerkarten 2. Rate haben am Mitt
woch ihre Gültigteit verloren.

Zur Einſchränkung im Eiſenbahnverkehr hat ſich jetzt
auch der preußiſche Eiſen bahnminiſter im Abgeordnetenhaus ge
außert. Er führte aus: Der Eiſenbahn Perſonenverkehr habe in den letzten
Kriegsjahren ganz außergewöhnlich zugenommen. Die Einnahmen
feien um 44 Prozent geſtiegen, trotzdem die Zahl der Züge
um mehr als die Hälfte vermindert worden ſei. Von den verſchiedenen
Maßnahmen, die zur Einſchränkung des Perſonenverkehrs in Frage
kommen wären, habe man ſich nach eingehender Prüfung zu der
Verteurung der Fahrpreiſe für Schnell und Eilzüge entſchloſſen.
Daß hierin eine Härte liege, würde nicht verkannt. Sie ließe ſich aber
nicht vermeiden, wenn man das unbedingt notwendige Ziel erreichen
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wolle. Andre zweckmäßige Mittel ſtänden nicht zur Verfügung.
Tie Einführung von Erlaubnisſcheinen für den Geſamtverkehr
ei nicht Durchführbar. Eine zeitweiſe völlige Einſtellung des

Verſonenverkehrs ſei mit Rückſicht auf die im Intereſſe der Kriegs
wirtſchaft und Volksernährung unbedingt notwendigen Reiſen nicht an
zängig. Die geringere Jn anſpruchnahme der Schnell-
züge, die ſich jetzt ſchon bemerkbar mache, gebe die Mög-
lichkeit, die Züge zu kürzen und ſie pünktlich durchzubringen. Hier
durch fielen die erheblichen Unregelmäßigkeiten im Güterverkehr weg.
die jetzt durch die großen Verſpätungen der Schnell und Eilzüge verur
ſacht würden. Ob die Maßnahme genügen werde, laſſe ſich zurzeit noch nicht
iberſehen. Genüge ſie nicht, ſo würde man zu weitern Maßnahmen ſchreiten.
Als eine ſolche käme die Einführung von Erlaubnisſcheinen
für die Benutzung einzelner beſonders belaſteter
Strecken in Frage Jm Gepäckverkehr habe man neben einer Tarif
erhöhung zu einer Beſchränkung des Gewichts der einzelnen auf-
gelieferten Gepäckſtücke auf 50 Kilogramm ſchreiten müſſen. Das Per-
ſonal. das mit der Behandlung der Gepäckſtücke betraut iſt, beſtände
meiſtens aus Frauen, und dieſem Umſtand habe man Rechnung tragen
müſſen. Die Einſchränkung des Verkehrs an den Sonntagen ſei not
wendig, um dem Perſonal mehr Ruhe zu geben und um Kohlen zu
ſparer Fiskaliſche Geſichtepunkte ſeien bei allen dieſen Maßnahmen
völlig außer Betracht geb. ieben.

Eine Zählung ſämtlicher Schnellzugsreiſenden wird
im ganzen Deutſchen Reiche vorgenommen, um genau feſtzuſtellen,
welche Wirkungen die neuen Verkehrsverordnungen auf den Verkehr
haben. Die Zählungen werden am 25. Oktober beginnen und bis
einſchließlich 3. November dauern.

Bund zur Erhaltung und Mehrung der deutſchen Volks
traft. Zu den bereits ausgegebenen 17 Morgen Ackerland an der
Delitzſcher Straße ſind 10 Morgen an derſelben Straße hinzu-
gekommen. Alle diejenigen, die in dieſer Gegend Acker zu vachten
wünſchen, werden erſucht, ſich auf der Geſchäftsſtelle des Bundes
regen Bezahlung der Hälfte der Pacht eine Ausweistkarte aus-
ſtellen zu laſſen. Der Acker wird vorausſichtlich in der nächſten
Woche verteilt. Bei dieſer Gelegenheit ſei darauf aufmerkſam
gemacht, daß der neue Acker am Kaneger Weg in der Größe von
69 Morgen auf 7 Jahre feſt gepachtet iſt. Auf dieſem Acker ſind
noch etwa 100 Parzellen zu vergeben. Wie ſchon mehrfach mit
geteilt, iſt das Prinzip durchbrochen worden, wonach die Parzellen-
zahl ſich nach der Kopfzahl der Familie richtet. Da wir früher
Mangel an Land hatten, mußten wir uns ſtreng an die Kopfgzahl
halten. Da wir jedoch jetzt über genügend Land verfügen, können
wir den einzelnen Familien mehr Land zur Verfügung ſtellen.
Außer dem bisher gepachteten Lande ſind uns noch 100 bis 200
Morgen angeboten, ſo daß wir noch über 1000 Familien mit
Ackerland verſorgen können.

Erhöhung der Petroleumpreiſe. Der Bundesrat hat eine
Erhöhung der Petroleumhöchſtpreiſe beſchloſſen. Der Großhan-
delspreis wurde von 30 auf 35 Mark für je 100 Kilogramm, der
Kleinhandelspreis von 32 auf 36 Pfg. für das Liter, bzw. bei
Lieferungen in das Haus des Käufers auf 40 Pfg. für das Liter
erhöht. Bei Lieferung aus Straßentankwagen beträgt der Höchſt
preis 32 Pfg. an Stelle des bisherigen Preiſes von 28 Pfg. für
das Liter. Die an die Zentralſtelle für Petroleumverteilung an-
geſchloſſenen Petroleumgeſellſchaften verpflichteten ſich der Reichs
leitung gegenüber, bei Abgabe von Petroleum an Zwiſchenhändler
den Preis von 33 Mark für je 100 Kilogramm, bei Lieferung aus
Straßentankwagen an Wiederverkäufer bis auf weiteres den
Preis von 31 Pfg. für das Liter nicht zu überſchreiten. Hierdurch
wird einerſeits dem Zwiſchenhandel ausreichende Verdienſtmög-
lichkeit gegeben, anderſeits dem Kleinhandel eine Preisſpanne
von 5 Pfg. für das Liter ermöglicht.

Amtlicher Wäſcheeinkauf. Die Knappheit an Wäſcheſtoffen
veranlaßt die Reichsbekleidungsſtelle, zur Deckung des dringenden

Bedarfs der bürgerlichen Bevölkerung die Bett-, Haus und Tiſch
wäſche, die in Gaſtwirtſchafts- und ähnlichen Betrieben, ſowie Wäſche
verleihgeſchäften beſchlagnahmt iſt, aufzukaufen. Eine zwangsweiſe
Enteignung der beſchlagnahmten Beſtände iſt vorläufig nicht in
Ausſicht genommen. Weil die in den Betrieben lagernde Wäſche aber
für die Zwege der Volkswohlfahrt dringend notwendig iſt, ſollen dieſe
Stücke an Bett Haus und Tiſchwäſche im freihändigen Aufkauf zu
angemeſſenen Preiſen der Allgemeinheit nutzbar gemacht werden.
Angebote ſind zu richten An den amtlichen Einkäufer für Wäſche
Herrn Wolfgang Müller, Berlin NW 7, Unter den Linden 40/41, von
dem auch die näheren Bedingungen zu erfahren ſind.

Ein Provinzialverband für Jugendgerichtshöfe. Die
Deutſche Zentrale für Jugendfürſorge in Berlin hatte auf ihrer Kriegs
tagung im April einen „Ausſchuß für Jugendgerichte und Jugend-
grichtshilfe“ ins Leben gerufen, dem ſich eine entſprechende Organiſation
in allen Provinzen und Landesteilen anſchließen ſollte, damit vor allem
durch die gegenſeitige Anregung und den Austauſch der Erfahrungen
die ſo wichtigen Beſtrebungen immer mehr vertieft und ausgeſtaltet
würden. Da nun auch in unſrer Provinz bereits eine Reihe von Ver-
einen Jugendgerichtshilfe getrieben haben, ſo traten ſie mit geladenen
Vertretern aus allen Teilen unſrer Provinz am vergangenen Sonntag
zu einer gemeinſamen Verſammlung in Halle zuſammen, auf der die
Gründung eines Provinzialverbandes mit Halle als Vorort beſchloſſen
wurde. Zum Vorſitzenden wurde Geh. Konſiſtorialrat D. Feine (Halle),
zum ſtellvertretenden Vorſitzenden Stadtſchulrat Nordmann (Ma. de
burg), zum Schriftührer Paſtor Hage (Halle) und zum Schatzmeiſter
Kreisſchulinſpektor Minck (Merſeburg) gewählt. Jhnen wurde aufge
tragen, die weitere Organiſation in die Hand zu nehmen. An Vereinen
haben ſich bisher angeſchloſſen Aſchersleben, ri, Halle, Magdeburg,
Merſeburg und Mühlhauſen

Nachforſchungen wegen eines Diebſtahls. Am 8. Oktober
d J. hat ein anſcheinend polniſcher Arbeiter, der ſich Joſeph Worlonozek
aus Naundorf (oder Nauendorf) genannt hat, in der Altwarenhandlung
Schleich, Alter Markt, eine große viereckige Ziehharmonita (Bandonia
genannt) gekauft, die aus Jakarandaholz gefertigt und mit Neuſilber
ſtäben, 52 Perlmuttertaſten, 13 Balgfalten mit Neuſilberecken ſowie 104
Ottavſtahlſtimmen verſehen war. Da ſich nachträglich ergeben hat, daß
die Harmonika geſtohlen war, ſoll der Käufer ermittelt werden. Dahin
gehende Angaben find an die Kriminalpolizei (Zimmer 36 oder 37)
zu richten

M Frauen den Eiſenbaynd DEnendahndietcon e hat die e See alen
Kräften auf die ſtellung weiblicher Kräfte bedacht zu ſein, da
die Annahme von Frauen im Verhältnis zum Bedarf nicht die ge
wünſchten Fortſchritte mache.

Von der Straftammer. Die Eheſrau Minno Wiebach
hatte einen Pfanvſchein der Stadt Halle gefälſcht, indem ſie an den
Betrag von Mark S eine Null anſetzte. Dieſen Schein hat ſie ſür
1 Mark an eine Bitwarenhandlung verkauft. ihrer Entſch ung
gab ſie an, aus Not gehandelt zu haben. antragt wurden ſechs
Wochen, das Gericht erkannte auf vier WochensGefängnis. Der
Hnecht Guſtoo Koſemonn ons Kleſſin hatte ſich vorſätzlicher
Brardſt. ftung zu verontworten. Er war Ende Auguſ damit beſchäfeigt
Getreide auszudreſcher Bei dieſer Geleg nheit ſteckt er mit einem
Feuerzeug erne Scheune 'n Brand in der äch mehrere Zentner Stroh,
Paps uſw. bende Der Schaden wird auf 6500 Wark geſchätzt.
Der Angeflogte gab r verſchwieg aber,ans welchen Moeiven. Der walt ntragte, in Anbetracht
der Gemeingefährlichkeif der vandirng anf eine Gefängqnisſtrafe von
deei Jahren zu er enne n. Das verurteilte den Angeklagien zu
zwei Jahren Gefängris. Der ſchon ielfach vordeſtrafte Geocg Karl
ſtand wegen Betr igs vor Gericht. Er batte 'inem hieſigen Bürger
vorgeläuſcht, er wolle ſein Gepack von der Bahn abholen und brauche
hierzu einen Hondwagen. Als er dieſen rhalten verkaufte er
ihn ſoſort. Das Gericht s noch über den D itrag des Staatsanwalts
hi ious, der ein Jahr Gefängnis für „asweichend- Sühne angeſehen hatte.
und ſetzte ein Jahr Zuchthe 150 Méoek Geldſtrafe und fünf Jahre
Ehrveclvyſt feſt.

Eigentümer geſucht. Vei einer Perſon, die des Diebſtahls
überführt wurde, iſt eine neue ſchwarze Handtaſche mit ſchwarzem
Bügel Knopfverſchluß gefunden worden. In der Ta'che be
findet ſich noch eine kleine Damengeldbörſe mit gelbem Druckknopf und
gelbem Bügel. Jn der Geldbörſe ſollen 6 Mark geweſen ſein. Die
Töterzn will die Handtaſche mit Jnhalt Sonntag den 14. Oktober,
gegen 6 Uhr abends, in der Geiſtſtraße gefunden haben. Der Eigen
tümer wolle ſich bei der Kriminalpolizei (Zimmer 73) melden. Dort
liegt auch die Taſche zur Anſicht aus.

Brotdiebſtahl. Am 22. Oktober hat ein etwa 15jähriges
Mädchen, etwa 1,30 Meter groß, ſchlank, mit dunklem Haar und
Sommerſproſſen im Geſicht, das ein ſchwarz und wetrß kariertes Jackett
trug, in der Karlſtraße zwei Brote geſtohlen. Wer Angaben zur Er
mittlung des Mädchens machen kann, wird erſucht, ſich bei der
Kriminalpolizei (Zimmer 36 oder 37) zu melden.

Streit um die Schullaften.
Vor dem Oberverwaltungsgericht r jetzt ein Rechtsſtreit

zur Verhandlung, den die Gemeinde Paſſendorf gegen die Port
land-Zementwerke „Saale“, A. G., im Gutsbezirk Granau
wegen eines Zuſchuſſes zu den Schullaſten angeſtrengt hatte.

Die Aktiengeſellſchaft beſchäfugt in ihrem Betrieb verſchiedene
Arbeiter, deren Wohnung ſich in Paſſendorf befindet und
deren Kinder dort zur Schule gehen. Paſſendorf hatte daher auf
Grund des J 63 des Kommunalabgabengeſetzes die Geſellſchaft zur
Zahlung eines Zuſchuſſes zu den Schullaſten aufgefordert und
hervorgehoben, daß in der Paſſendorfer Schule eine Lehrkraft
weniger erforderlich wäre, wenn die Arbeiter der Aktiengeſellſchaft
ihre Kinder nicht in die Paſſendorfer Schule ſchicken würden.
Der Bezirksausſchuß entſchied zuungunſten der Gemeinde Paſſendorf
und betonte, die Klage tönne ſchon aus dem Grunde keinen Erfolg
haben, weil ſie gegen die genannte Aktiengeſellſchaft und nicht gegen
den Gutsbezirk Granau angeſtrengt worden ſei. Dieſes Urteil griff
Paſſendorf mit der Berufung beim Oberverwaltungsgericht an, das
auch auf Aufhebung der Vorentſcheidung erkannte, indem es die Sache
zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an den Bezirksausſ ſchuß
zurückwies und geltend machte, als Partei komme nicht der Butsbezirk
Granau, ſondern die Zementwerke in Frage. Handle es ſich um Arbeiter.
deren Familien infolge der Einberufung des Familienoberhauptes von
den Zementwerken Unterſtützung beziehen, ſo ſeien dieſe den gegen
wärtig im Betriebe der Zementwerke beſchäftigten Arbeiter gleich
zuſtellen.

Ammendorf. Heimliches Schweineſchlachten. Einer
Geheimſchlächterei kam hier die Polizei auf die Spur. Der Arbeiter
Wieck in Ammendorf (Beeſen) wohnt etwas abſeits der Ortſchaft im
Felde. Unterhalb ſeiner Schlafſtube legte er einen Keller an, den er
als Schlachthaus benutzte. Die Falltür wurde durch einen darüber
geſtellten Kleiderſchrank verdeckt. Die Polizei aber bekam Wind von
der Sache. Bei der vorgenommenen Hausſuchung wurden die Ueber
reſte eines ſoeben geſchlachteten Schweines vorgefunden. An der
Schlächterei find mehrere Perſonen beteiligt.

Städtiſcher Nahrungsmittelverkauf.
Heringe. Freitag vormittags von 8 bis 12 Uhr die Nummern 52501

bis 56000, nachmittags von 2 bis 6 Uhr die Nummern 56001
bis 59500. Jede Perſon 110 Gramm in der Talamtſchule.

Theater, Sehenswürdigkeiten uſw.
Stadttheater. Heute Donnerstag wird die komiſche Oper„Giroflé-Girofla“ tgeſahrt Freitag „Prinz Friedrich von Homburg“,

Sonnabend die komiſche Oper „La Serva Padrona“ und das Luſtſpiel
„Der zerbrochene Krug“. Am Sonntag gaſtiert der Kammerſänger
Julius NeudörfferOpitz vom Hoftheater in Stuttgart als „Don Juan.
Die von Leopold Sachſe inſzenierte Aufführung wird muſikaliſch von
Oskar Braun vorbereitet. Am Sonntag nachmittag kommt als Volks
vorſtellung zu ganz kleinen Preiſen das Luſtſpiel „Der Herr Senator“
zur Aufführung.

Die Luther-Gedächtnis- Ausſtellung in der Moritzburg hat
eine Reihe wertvoller Schaumünzen aus dem ſtädtiſchen Muſeum zu
Mainz erhalten und neu ausgeſtellt. Die Münzen zeigen ſämtlich den
Kardinal Albrecht, Erzbiſchof zu Magdeburg, als Mainzer Kirchenfürſten.
Die Ausſtellung hat dieſem großen Gegner Luthers einen beſonders
großen Platz eingeräumt, weil Kardinal Albrecht längere Zeit in Halle
lebte und mit Luther manchen weltgeſchichtlichen Schriftwechſel gepflegt
hat. Die Ausſtellung iſt täglich geöffnet, woche von 10 bis
4 Uhr, Sonntags von 11 bis 4 Uhr. Der Eintritt iſt ſtets frei.

Aus der Provinz.
Eisleben. Landtagserſatzwahl. Bei der Landtags

erſatzwahl im Wahlkreis Merſeburg 6 (Mansfeld) lauteten ſämtliche
abgegebenen 449 Stimmen auf den Rittergutsbeſitzer Regierungsaſſeſſor
Bartels-Walbeck, der ſich der konſervativen Partei anſchließen
wird.

Eisleben. Einſchränkung der Geſchäftszeit. Die
Verkaufszeit iſt für ſämtliche Ladengeſchäfte vom 15. Oktober an auf 8 Uhr
vormittags bis 5 Uhr nachmittags feſtg worden. An den Sonn
abenden und in der Zeit vom 16. bis wird die Ver
kaufszeit bis 7 Uhr abends Die ſtädtiſche Futterverteilungs
ſtelle (F. Kögel) iſt von 8 bis 121 und von 2 bis 6 Uhr geöffnet.
Den Haarſchneidern iſt es geſtattet, ihre Geſchäfte täglich von 7 Uhr
vormittags bis 7 Uhr abends offen zu halten.

Merſeburg. Eine Stadtverordneten- Sitzung fand
am Montag ſtatt. An Stelle des verſtorbenen Karl
Berger wurde der Warenhausbeſitzer Otto Dobkowitz zum Stadtrat
gewählt. Zum Direktor der Stadtſparkaſſe wurde Sparkaſſenbuch

halter S r en zum gir bisherige Buchhalter Stadt e, Schlegel Für einenneuen Ofen im ſtädtiſchen Gaswert wurden ibo döo en bewilligt.

Das Kollegium genehmigte weiterhin die Uebertragung des Mädchen

horts und der Fürſorgeſeelle für Lungenkranke an den Vaterländiſchen
rauenverein. Der Magiſtraksantrag auf Anſchaffung eines Knochen
chers zur Fettgewinnung für die ſtädtiſche Wurſtfabrikation wurde

diesmal angenommen. Es wurden ferner angenommen Die
Magiſtratsvorlagen wegen der mongklichen Erhöhung der Enthob für don Türmer der Stadtki und wegen Beitritts
der Stadt zu dem Kaiſerin Auguſte Viktoria Haus für Säug-
lingsfürſorge in Berlin. Die Nachbewilligung von 7600 Mark
für Koks für das Wuan entzu and wereymi nung ebenſo die Errichtung
eines Eishauſes zwecks Abgabe von Eis an die Fiſchhändler. Für
Weihnachtsgaben der Truppen hatte der Magiſtrat 1500 Mark beantragt;
es wurden aber 2000 Mark bewilligt. Vom Magiſtrat war eine
Erhöhung der Feuerverſicherung der ſtädtiſchen Gebäude um 25 Prozent
beſchloſſen worden. Der Berichterſtatter ſtellte aber den Antrag auf
eine 50 prozentige Erhöhung, der auch zur Annahme gelangte.

Merſeburg. Lebensmittelabgabe. Am Sonnabend
wird gegen Abgabe der für die laufende Woche guültigen Kreis
ſetimarken in den bekannten Verkaufeſtellen Molkerei- und Landbutter
ausgegeben, und zwar auf jede Kreisfettmarke 50 Gramm Butter zum
4 e von 31 auf jede Zuſatzmarke mit dem roten Aufdruck
L. Z u. 40 Gramm Butter zum Preiſe von 25 Pfg. Taneben

erhalten die Kunden der Butterſtelle 6 (Kunecke. Gutenbergſtraße) auf
jede Kreisfettmarke 30 Gramm Landkäſe zum Preiſe von 7 Pfg. An
demſelben Tage werden in allen Lebensmittelgeſchäften auf den Kopf
der Bevölkerun 2 Pack deutſcher Tee mit 1 Pfund Zucker zum Preiſe
von zuſammen 95 Pfg. verabfolgt.

Einlöſung der Zuckermarke 2. Vom 1. November
an darf Zucker nur noch auf die neuen Provinzzuckermarken ausgegeben
werden. Die für den Monat Oktober gültige Zuckermarke 2 iſt daher
vis ſpäteſtens Sonnabend den 27. Oktober in den ſtädtiſchen Verkaufe
ſtellen einzulöſen.

(Die Kleinhandelshöchſtpreiſe für Milch
betragen ſeit 19. Oktober beim Verkauf durch Milchhändler oder Milch
verkaufsſtellen für Vollmilch 40 Pfennig, für Butter- und Magermilch
20 Pfennig das Liter.

Werdende Mütter, Wöchnerinnen, Kranke
und alte Leute werden künftig an den ſtädtiſchen Verkehrsſtellen
und den Ausgabeſtellen für Lebensmittel vorzugsweiſe abgefertigt. Sie
erhalten hierzu auf Antrag für die Dauer der Krankheit uſw. in der
ſtädtiſchen Lebensmittelkartenſtelle Rathaus, 1 Treppe, Zimmer 14
eine Ausweiskarte. Die Karte iſt von hellbrauner Farbe und trägt auf
der Vorderſeite einen roten Querſtrich. Sie darf von der werdenden
Mutter uſw. nur benutzt werorn, wenn ſie ſelbſt in die Verkehrsſtelle
eht für Beauftragte, Dienſtboten uſw. gilt ſie nicht. Alle öffentlichenVehörden und Verkehrsſtellen ſowie alle Leb nsmittelhandlun jen werden

gebeten, die Inhaber dieſer Ausweiskarten ſofort vorzugsweiſe und außer
der Reihe abzufertigen.

ur Kohlenverſorgung. Als Endtermin für die
Einreichung von Einſprüchen gegen die aus der Kohlenkarte erſichtliche
Bezugsmenge iſt auf den 31. Oktober feſtgeſetzt. Spätere Einſprüche
tönnen nicht berückſichtigt werden. Den Haus haltungsvorſtänden wird
ferner dringend angeraten, die Kohlenkarten ſofort von der ſtädtiſchen
Kohlenſtelle (Rathaus, 2 Tr.) abzuholen.

ur Kohlen verſorgung gibt die Ortskohlenſtelle
bekannt: Wiederholt haben Verbraucher ſich von Gruben oder
Händlern größere Mengen Kohlen behändigen laſſen, als ihnen
auf Grund der Kohlenkarte zuſtehen oder als zurzeit nach der
Kohlentarte fällig ſind. Die ohne Anweiſung des Magiſtrats be
zogenen Mengen ſind, ſoweit ſie das aus der Kohlenkarte erſichr-
liche Quantum überſteigen, beſchlagnahmt. Der Bezug nicht
zugewieſener Mengen und ihre Abgabe iſt ſtrafbar. Ebenſo in
es verboten, auf die Kohlenkarte mehr Abſchnitte zu beliefern als
zum Bezug freigegeben ſind. Jede Zuwiderhandlung, ſei es von
Lieferern oder Verkäufern, wird künftig ohne Nachſicht zur An
zeige gebracht werden. Zum Bezug freigegeben werden die erſten
zehn Abſchnitte der Kohlenkarte (Wochen bis 2. Dezember 1917.

Naumburg. Ein Diebſtahl wurde im Fürſtenzimmer des
Bahnhofs, dem Verbandzimmer des Bahnhofsdienſtes vom Vater
ländiſchen Frauenverein, von einem dort eingetroffenen Soldaten be-
gangen. Einem Unteroffizier wurden 132 Mark, einem Gefreiten ein
Paar Langſtiefel, einem andern Feldgrauen zwei Ruckſäcke geſtohlen.
Es wird vermutet, daß ein Schütze von der Maſchinengewehrkompanie
des Jnfanterie Regiments Nr. 47 der Dieb geweſen iſt, der aus dem
Schlafſaal des „Blumentals“ ſich früh entfernte, im Hofe das Tor
aufbrach und ſich nach dem Großjenager Wege zu gewendet hat. Dort
iſt auch ein Teil der Sachen gefunden worden.

Weißenfels. Lebensmittelverteilung. Auf die
braunen Lebensmittelkarten kommen von Mittwoch den 24. bis Diens
tag den 30. Oktober nach der Kundenliſte zur Verteilung: Auf Mark
Nr. 83 75 Gramm Teigwaren (Waſſerware 64 Pfg., Auszugware
90 Pfg. für das Pfund), auf Marke Nr. 84 100 Gramm Hafer-
nährmittel zum Preiſe von 45 Pfg. für das Pfund.

Zur letzten Heringsverteilung. Denjenigen
Haushaltungen, denen bei der lesten Verteilung der Bezug von Heringen
auf die Markte Nr. 73 nicht möglich war, wird anheimgeſtellt, die noch
in ihrem Beſitz befindlichen Lebensmittelmarken Nr. 73 in nachſtehen
den Keſchäften gegen eine Empfangsbeſtätigung abzuliefern für die
Altſtaot bei M. Müller, Große Kalandſtraße Nr. 13; für die Neuſtadt
bei Otto Fiſcher, Merſevurger Straße Nr. 43. Die Abgabe von
Heringen auf dieſe Marken wird demnächſt bekanntgegeben. Künftig
werden die Haushaltungen beſtimmten Verkaufoſtellen zugewieſen, ob
wohl auch dieſes Verfahren eine ſichere Gewänr nicht verbürgt, da der
Tonneninhalt bei Fiſchſendungen ſehr verſchieden iſt.

Wittenberg. Ab gefaßt. Während einer der letzten Nächte
wurde im Keller des Hauſes Grünſtraße 27 ein 17jähriger Burſche au
Pforzheim vorgefunden, der ſich bereits an dem Eingemachten gütlich
getan, ferner einen leeren Marmeladeneimer, in den verſchiedene Eß
waren verpackt waren, durch das Kellerfenſter in den Vorgarten bereit
geſtellt hatte. Nachdem man ihm eine gehörige Tracht Prügel verab-
reicht hatte, wurde er dem Polizeigewahrſam übergeben. Jedenfalls
ſind auch die hier in letzter Zeit verübten Kellereinbrüche auf ſein Konto
zu bringen, denn man fand am Schwanenteich im dichten Gebüſch, wo
er ſeit etwa 14 Tagen hauſte, leere Konſervenbüchſen, Flaſchen, Meſſer
Stricke, Zangen uſw. vor.

Zeitz. Neue Anordnungen über die Kartoffel-
verſorgung. Mit der Kartoffellieferung nach der Stadt Zeitz ſind
außer dem Landkreis Zeitz jetzt noch die Kreiſe Querfurt und Oſcher
leben beauftragt worden. Es werden deshalb in der nächſten Zeit
ſehr viel Kartoffeln hier eintreffen. Da es nun unmöglich iſt, den
Wintervorrat für die ganze Stadt einzukellern oder einzumieten, ver
pflichtet der Magiſtrat jedermann, der mit einem Staatseinkommen
ſteuerſatz von mehr als 16 Mark zur Steuer veranlagt iſt, ſeinen ge
ſamten auf die Kartoffelkarte entfallenden Winterbedarf von 3 Zentner
für einen Erwachſenen und U Zentner für ein Kind jetzt herein
zunehmen und Gutſcheine hierfür in der laufenden Woche zu entnehmen
Es entfallen auf die Stammkarte mit den vier Woöchenmarken bei
blauen Karten 2 Zentner und weißen Karten 1 Zeniner, auf den
oberen Aſchnitt für den zweiten Verſorgungszeitraum bei blauen
Karten ein Zentner und bei weißen Karten ein halber Zentuer.
Wer auf die blauen Karten bereits 2 Zentner erhalten oder angemel
hat, hat demnach jetzt auf den obern Abſchnitt noch 1 Zentner zu enb
nehmen, und wer auf die weißen Karten bereits 1 Zentner erhalten
oder angemeldet hat, hat demnach jetzt auf den obern Abpbſchnitt noch
einen halben Zentner zu entnehmen. Die Gutſchine werden in dirſet
Woche a de de der Dienſtſiunden im Zimmer 31 des Rathauſe

eben. Preis beträgt 7,00 Mt. für I Zentner. Die Kartoffelnabgſin im Kartoffelſchuppen abzuyolen, ſobald die Nummern der Gutſcheine

in der Zeitung aufgerufen werden. Kartoffelkarten zur wöchentlicher
Entnahme von Kartoffeln während des Winters werden nur an die

ausgegeben. die mit einem Staatseinlommenſienerfatz vorj
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